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Schwerpunkt Biomarkt
Der Handel mit Bioprodukten boomt, aber 
nur wenige Bauern stellen neu um. Die 
Betriebsgröße steigt. Die Verbände diskutie-
ren ihre Richtlinien und suchen nach neuen 
Profilierungsmöglichkeiten. Seite 12/13

Milch
Das Milkboard hat einen Basismilchpreis von 
43 Cent festgesetzt. Die Molkereien äußern 
sich nicht. Der Bundesverband der Milch-
viehhalter empfiehlt Rücklagen zu bilden 
und rüstet zum Streik. Seite 6/7

Gentechnik
Das neu Gentechnikgesetz ist beschlossen. 
Mit ihm die Kennzeichnung „ohne Gentech-
nik“. In Zukunft könnten Verbraucher im 
Laden erkennen, welche Tiere Genfutter 
gefressen haben. Seite 16/17
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Der Absatz von Ökoprodukten boomt. Der Ökolandbau ist aus der Ni-
sche heraus und mitten im Supermarkt angekommen. Mittlerweile 

kommt dieser Aufschwung zumindest teilweise bei den Ökobauern an. Der 
Agrarbericht weist durchweg höhere Einkommen für Ökobetriebe als für 
konventionelle Höfe aus. Die Öko-Umstellung scheint ein reines Rechenex-
empel, das für Anbau- oder Vermarktungs-Könner immer noch bzw. wieder 
vorteilhaft ausfällt. 
Und trotz alledem: Die Bauern wollen nicht so recht. Es stellen nicht genü-
gend Bauern auf Öko um, klagen die Bioverbände. Massive Werbung zeigt 
nur eine schwache Wirkung. Die wachsenden Märkte werden mit auslän-
discher Ware bedient, dem deutschen Bio droht der Verlust wichtiger Märkte 
und Marktpartner. 
Warum also stellen die Bauern nicht um? Man verweist auf die gekürzten 
Prämien in der Umstellungsphase. Man führt die gestiegenen Preise für kon-
ventionelle Agrarprodukte an und die Faszination der Bioenergie. Man ver-
misst den früheren „Glamour“ von Bio und die Werte der Öko-Aufbruch-
phase: Betriebskreislauf, Bodenfruchtbarkeit, Regionalität, fairer Handel, 

Solidarität, Verbrauchernähe 
und Weltveränderung …
Aber es gibt noch einen Grund 
– die zunehmende Abkapse-
lung der Biobauern von ihren 
konventionell wirtschaftenden 

Berufskollegen. Diese Isolierung folgt zwingend aus der Logik 
der Trennung und Kontrollierbarkeit der Stoff- und Waren-
ströme. Eine Mauer von Vorschriften, Bezugsnachweisen und 
Kontrollbestätigungen ist um die Biobetriebe gewachsen – Be-
rührungen mit konventionellen Produktionsverfahren, Be-

triebsmitteln, Warenströmen und Absatzkanälen gibt es immer weniger. 
Auch die Gespräche über die aktuellen Erzeuger- oder Betriebsmittelpreise, 
über die Agrarpolitik oder die Machenschaften der Abnehmer werden jetzt 
getrennt geführt. Die „Szenen“ sind auseinandergewachsen. Ein Umsteller 
muss viel Vertrautes aufgeben. Was er neu an Solidarität oder Nähe gewinnt, 
ist zunehmend ungewiss.
Dabei gibt es eigentlich viele gemeinsame Themen – im Dorf, in der Region 
oder in der Regionalentwicklung. Biopreise und konventionelle Preise sind 
eng gekoppelt. Immer wichtiger wird eine eigenständige Positionierung ge-
genüber Agrar- und Ernährungsindustrie: Viele Bio-Milchbauern haben den 
Kampf für höhere Milchpreise zeitlich gemeinsam und abgestimmt mit allen 
anderen Milchbauern geführt. Gegen die grüne Gentechnik wehren sich Bios 
und konventionelle Bauern gemeinsam. Die Industrialisierung der Produktion 
bedroht die Bauernhöfe beider Produktionssysteme … 
Man muss diese bäuerlichen Gemeinsamkeiten und Ziele heute ganz bewusst 
suchen, diskutieren und organisieren, auch öffentlich. Das steht dem Profil 
auch des Ökolandbaus gut an.
 

Eckehard Niemann
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Meldung des Monats

Populismus pur

Bundeslandwirtschaftsminister Horst Seehofer hat den Kampf gegen die Marktlibe-
ralisierung eröffnet. Medienwirksam schaltete er sich in die Diskussion um die 

Standortverlagerung des Nokia-Werkes in Bochum ein. Er werde sein Nokia-Handy 
zurückgeben. Sehr differenziert fiel die Begründung aber nicht aus. „Weil die Art und 
Weise, wie das abläuft, mir nicht gefällt“, sagte Seehofer. Nach Berichten des Stern wird 
auf Betreiben des Ministers inzwischen geprüft, ob das Ministerium nicht einen Handy-
boykott aussprechen kann.
Schön wenn Horst Seehofer sich auch bei der Milchquote für die Interessen der Arbeiter 
sprich der Bäuerinnen und Bauern einsetzen würde. Aber da fällt es ja leichter mit dem 
Strom zu schwimmen, Märkte zu liberalisieren, Konzerne zu stärken und Höfe zu op-
fern. mn
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1968 – da war ich gerade 20 Jahre 
alt, dem engen elterlichen Hof-Um-

feld entflohen in die Fremdlehre auf 
einem Ackerbaubetrieb und total ver-
liebt in Margie. Mit dem VW-Käfer 
ging es zu Landjugendbällen oder in die 
Tanzbar „Burlala“ (damals noch mit 
Krawattenzwang). Wir waren die heiß-
ersehnten Nach-Kriegs-Kinder unserer 
Eltern, geboren nach der Rückkehr un-
serer Väter aus der Kriegsgefangen-
schaft, die sich mit aller Macht in den 
Aufbau und die Erweiterung ihrer Exis-
tenzen und ihrer Höfe gestürzt hatten 
und die den Krieg und das Dritte Reich 
unverarbeitet hinter sich lassen wollten. 
Wir sollten es einmal besser haben, ka-
men auf die „höheren Schulen“, durf-
ten nicht vom angepassten Mittelweg 
abweichen und bekamen beim Haar-
schneiden den altdeutschen „Pott-
schnitt“ aufoktroyiert. 
Über allem lag damals der trügerische 
Mantel von Vergessenwollen und Ver-
schweigen, von Prüderie und Doppel-
moral, von Wirtschaftswunder und 
Hastduwas-bistduwas, von hohlen De-
mokratie-Festreden und dem Vorbild 
Amerika. Auf unsere bohrenden Fragen 
nach der Nazi-Zeit bekamen wir keine 
Antwort, nur Erzählungen von verwe-
genen Soldaten-Abenteuern und Bund-
deutscher-Mädel-Romantik. In der 
Schule blitzte bei vielen Lehrern die alte 
Ideologie durch („Sechs-Millionen-Ju-
den-Lüge“), viele Bauern klopften 
Sprüche über die guten Erzeuger-Fest-
preise „unter Adolf“.  

Nazis, Vietnam, Prag 
Denn 1968 war auch das Jahr der wie-
dererstarkten Nazis. Die NPD bekam 
bei Landtagswahlen in den Dörfern bis 
zu 30 Prozent der Stimmen, in den Knei-
pen-Sälen wurden bei gutbesuchten 
NPD-Veranstaltungen die zumeist jun-
gen Kritiker zur Sau gemacht. Als Re-
dakteur einer kleinen Jugend-Zeitung 
sollte ich bei einer Veranstaltung des 
„Rings Politischer Jugend“ eine Rede 
gegen eine NPD-Großkundgebung hal-
ten – da habe ich meinen Vater zum 
ersten Male weinen gesehen, weil man 
ihm wegen dieses Engagements seines 
Sohnes seine heißgeliebten Posten in der 
Genossenschaft wegnehmen wollte. 
Die konkreten Unfassbarkeiten von 
Auschwitz und dem Holocaust waren 
damals noch nicht publiziert, umso 
mehr schlugen die ersten kritischen TV-
Politmagazine wie ein erhellender Blitz 
ein in die Muffigkeit der allabendlichen 
Fernsehstuben mit  Max Greger, Ku-
lenkampffs „Einer wird gewinnen“ 

Achtundsechzig
wie ich es damals erlebt habe

dem „Land des Lächelns“. Die Berichte 
über die US-Greuel in Vietnam, die Un-
terdrückung der Studentenproteste und 
die Ermordung Martin-Luther-Kings 
zerstörten die bunten Glanzbilder von 
den Kennedys und dem amerikanischen 
„Way of Life“. Schon die erste kleine 
Rezession brachte den Mythos vom 
kontinuierlichen kapitalistischen 
Wachstum ins Wanken. Der „Prager 
Frühling“ ließ eine Ahnung zu von 
einem „Sozialismus mit menschlichem 
Gesicht“, der Pariser Mai die Kraft 
eines Bündnisses von Arbeitern und 
Studenten. 
Politiker wie Adenauer, Erhard, Kiesin-
ger oder Strauß empfanden wir als au-

von Utopien. Oswald Kolle zerriss be-
freiend die alten Aufklärungs-Traktate, 
verständnisvolle Mütter besorgten ih-
ren Töchtern die Pille, die heute kaum 
noch vorstellbare Dauer-Angst vor dem 
ungewollten, schimpflichen und be-
drohlichen Schwangerwerden verlor 
ihren Schrecken.  
Jetzt rächte sich das lang durchgehaltene 
Verschweigen, Beschönigen, Gängeln 
und Verdrängen. Wer sich belogen fühlt, 
der reagiert heftig, glaubt an gar nichts 
mehr oder nur an etwas, was völlig kon-
trär zum Vorherigen steht. Fasziniert la-
sen wir in SPIEGEL, ZEIT, KONKRET 
und PARDON von den studentischen 
Aktionen gegen Springer und den „Muff 

chen solle und Frankreich vor allem 
das „Agrargeschäft“ (vermittels der 
EU-finanzierten Garantiepreise). Beim 
Berufswettkampf wurden Referate er-
wartet, in denen wir den Ausbau der 
Veredelungswirtschaft als Antwort auf 
die ackerbaulichen Vorteile der Franzo-
sen herausstellten.  
Der alte Bauernverbandspräsident Reh-
winkel im dunkelgrünen Lodenmantel 
wurde vom jungen Heereman im 
schnittigen Nadelstreifenanzug abge-
löst. Wir freuten uns, dass sich „die 
Landwirtschaft“ in der Gesellschaft 
jetzt nicht mehr so „rückwärtsgewandt 
und unmodern“ präsentierte. Aller-
dings, wir merkten schnell, was man 
uns da neu präsentierte: ungehemmtes 
„Wachsen und Weichen“, Entsolidari-
sierung der Bauern, Höfesterben nach 
den Vorgaben des Mansholt-Plans, Un-
terordnung unter die Interessen der 
Chemie- und Ernährungsindustrie, Auf-
bau von Agrarfabriken, zunächst in der 
Geflügelindustrie. 
Als ich im Herbst 1968 in Göttingen 
das Landwirtschaftstudium begann, da 
wehrten wir uns dagegen, in den Vor-
lesungen einfach alles kritiklos mitzu-
schreiben. Unter dem Ansturm einer 
brodelnden Studentenbewegung fiel 
auch an der Agrarfakultät die überholte 
Ordinarienherrlichkeit der Professoren 
rasch in sich zusammen. Aber wir 
merkten bald, dass wir „als nützliche 
Idioten“ nur den Weg frei gemacht hat-
ten für eine rationellere, technokra-
tische Universitätsstruktur der Köhnes, 
Kösters oder Tangermanns. Wir fühl-
ten uns von Medien und Politik verteu-
felt und radikalisierten uns mit jeder 
Auseinandersetzung mit der Polizei. 
Viele von uns wurden umso anfälliger 
für neue Ideologien, die dann später 
auch in sich zusammenfielen.
Aber schon 1968 suchten und fanden 
wir Kontakte zu anderen Agrarstu-
denten im Bundesgebiet und im Aus-
land, zu kritischen Landjugendgruppen 
und zu agraroppositionellen Bauern. 
Denn 1968 – da waren es auch nur 
noch wenige Jahre bis zu den selbstbe-
wussten „Mötzinger Thesen“ baden-
württembergischer Bauern und den 
ersten Gründungsansätzen der „AG 
Bauernblatt“, der Vorläuferin von AbL 
und „Unabhängiger Bauernstimme“

Eckehard Niemann

toritär, bieder, selbstgerecht und be-
drohlich, besonders in Zeiten der Not-
standsgesetze und der Großen Koalition 
ohne echte Opposition. Und das alles 
garniert noch durch einen dümmlich-
lächerlichen Bundespräsidenten Lübke 
– da lag die „außerparlamentarische 
Opposition“ (APO) förmlich in der 
Luft.    

Unruhe, Enttäuschung, Rebellion
Eine große Unruhe war damals bei fast 
allen Altersgenossen spürbar, sie zeigte 
sich in Kleidung, Haarschnitt und Mu-
sik, es kam ein neues, faszinierendes 
Gefühl auf von Freiheit, Aufbruch und 
grenzüberwindender „Flower-Power“. 
Damals, die Zwänge der Globalisierung 
waren noch nicht sichtbar, schien die 
Welt noch offen für die Verwirklichung 

unter den Talaren“ in den fernen Uni-
Städten und empörten uns über die Hetz-
artikel in BILD und im Lokalblatt. Auch 
in der „Provinz“ sabotierten nun Schul-
abgänger die salbungsvollen Abschluss-
feiern oder funktionierten sie mit provo-
kanten Reden um. Mit unserem Vorar-
beiter Oswald und meinem Mitlehrling 
Gerhard besuchte ich eine Veranstaltung 
der Jungdemokraten, wo mit dem spä-
teren RAF-Anwalt Mahler seine Vorstel-
lungen von Sozialismus und Gewalt dis-
kutiert wurden.

Und in der Landwirtschaft? 
Die EWG (heute EU) und ihre Markt-
ordnungen wurden installiert, die Zoll-
grenzen abgebaut. Adenauer und de 
Gaulle vereinbarten, dass Deutschland 
vor allem das „Industriegeschäft“ ma-

1968 war die Revolution noch nicht auf den Höfen angekommen … Foto: Schievelbein
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Mexikanische Bauern protestieren gegen 
Liberalisierung
Mit dem ersten Tag diesen Jahres sind die letzten Hürden der Nord-
amerikanischen Freihandelszone (Nafta) gefallen. Nun dürfen 
Kanada und die USA unbeschränkt Mais, Bohnen, Milchpulver und 
Zucker nach Mexiko exportieren. Mit Blockaden protestieren Mexi-
kos Bauern gegen die zollfreie Einfuhr allen voran von Mais aus 
Nordamerika. Die Nafta trat 1994 in Kraft und für Mais und Boh-
nen hatte die mexikanische Regierung eine Übergangsfrist bis Ende 
2007 ausgehandelt. Denn die beiden wichtigsten Grundnahrungs-
mittel in Mexiko sind auch Grundlage der mexikanischen Landwirt-
schaft. Die Existenz vieler Kleinproduzenten steht nun auf dem 
Spiel, denn sie müssen mit unbegrenzten Billigimporten 
konkurrieren. bet

EU: Mehr Marktöffnung in Drittländern auf 
der Agenda
Der EU-Ausschuss 133, der sich aus Mitarbeitern der Wirtschaftsmi-
nisterien der Mitgliedstaaten zusammensetzt und sich mit Handels-
fragen beschäftigt, hat sich ehrgeizige und fragwürdige Ziele 
gesetzt. In ihrem jüngst erschienenen Arbeitspapier „Handelspriori-
täten für die erste Hälfte 2008“ teilen sie mit, dass der Abschluss 
der Doharunde in der WTO „höchste Prioritiät“ hat und mit über-
arbeiteten Papieren die Diskussionen im Februar und März intensi-
viert werden sollen. Auch seien die Wirtschaftspartnerschaftsab-
kommen (EPAs) weiter voranzutreiben. In diesem Sinne sollen die 
im vergangenen Jahr vor allem mit afrikanischen Ländern abge-
schlossenen Zwischenabkommen um Themen wie Finanzen, Dienst-
leistungen etc. erweitert werden. Außerdem sollen, so der EU-Aus-
schuss 133 weiter, die oben genannten Handelsanstrengungen noch 
ergänzt und verstärkt werden durch weitere bilaterale Handelsge-
spräche etwa mit Ländern in Südamerika, Südkorea, einigen asia-
tischen Ländern, um nur einige zu nennen. Bemerkenswert ist die 
Aussage in dem 133er-Ausschuss-Papier, dass weitere Liberalisie-
rungsschritte allen voran in der Doharunde und den EPAs enorme 
Chancen für Entwicklungsländer bieten würden. Wie wenig das vor 
allem für die EPAs zutrifft, war u. a. in der Unabhängigen Bauern-
stimme vom Januar 2008 zu lesen. bet

Pflanzenzüchtung gesellschaftliches Thema
Der Saatgutfonds der Zukunftsstiftung Landwirtschaft weist auf 
den rasanten Konzentrationsprozess in der Pflanzenzüchtung hin. 
Gab es vor 25 Jahren weltweit noch mindestens 7.000 Züchtungsun-
ternehmen, von denen keines einen Marktanteil  von über einem 
Prozent gehabt habe, beherrschen heute die zehn größten Agrar-
konzerne 50% des Saatgutangebotes. Der mit Abstand größte 
Akteur am Markt ist Monsanto. Sein Gewinn belief sich im Jahr 
2007 auf fast eine Mrd. US-Dollar. Während viele Bäuerinnen und 
Bauern unter finanziell schwierigen Bedingungen wirtschaften, ver-
dienen die großen Konzerne an der Landwirtschaft ein Vermögen, 
so Oliver Willing vom Saatgutfonds. Diese Absurdität zeige, dass 
die Saatgutfrage eng mit gesellschaftlichen Fragen zusammen-
hänge. pm

Artensterben ohne Flächenstillegung
Eine vom Bundesamt für Naturschutz geförderte Studie des NABU 
zur Wirkung der Flächenstillegung auf die Artenvielfalt kommt zu 
dem Ergebnis, dass sie in vielen Ackerbauregionen die letzten öko-
logischen Rückzugsräume biete. „Ein Wegfall dieser Flächen würde 
einen weiteren und massiven Rückgang der biologischen Vielfalt 
auslösen“, sagte NABU-Präsident Olaf Tschimpke. Angesichts der 
derzeitigen Debatte um die Intensivierung der Landwirtschaft und 
den Wegfall der Flächenstillegung fordert der NABU für jeden 
landwirtschaftlichen Betrieb die Schaffung „ökologischer Vorrang-
flächen“. Nur so könne man nach wie vor Direktzahlungen aus 
Brüssel der Gesellschaft gegenüber begründen, so der NABU. pm

Bundeslandwirtschaftsminister Horst 
Seehofer möchte es. Im Koalitionsver-

trag ist die Umsetzung des Projektes ange-
kündigt, der Bundestag drängt, Tierschutz-
verbände fordern es schon lange: die Ein-
führung eines Prüf- und Zulassungsverfah-
ren für Stalleinrichtungen – den sogenann-
ten Tierschutz-TÜV. Trotzdem steht es in 
den Sternen, ob es jemals dazu kommt, 
noch – und das ist fast wichtiger - ob der 
Tierschutz-TÜV dann tatsächlich artge-
rechte Haltungssysteme von nicht artge-
rechten abgrenzt oder einfach alles auf 
dem Markt als tiergerecht stempelt. Es 
mangelt zumindest nicht an wissenschaft-
licher Expertise, schließlich gibt es seit 
Ende 2006 den unter Federführung der 
Bundesforschungsanstalt für Landwirt-
schaft (FAL) in Celle von einer breiten 

werden, lässt eben auch Systeme zu, die 
nicht artgerecht sind.

Politischer Wille
Nun könnte bei der Einführung des Tier-
schutz-TÜV als nationales Prüf-und Zulas-
sungsverfahren der Nationale Bewertungs-
rahmen zu Grunde gelegt werden, auch der 
Europäische Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss (EWSA) hat in einer Stellungnahme 
befürwortet, wirklich artgerechte Stallsys-
teme als solche auch zu kennzeichnen. Da-
mit tut sich aber natürlich die mächtige 
Lobby der Stalleinrichtungshersteller, aber 
auch der Bauernverband schwer. Trotzdem 
erarbeiteten sie in einer gemeinsamen Ar-
beitsgruppe mit Tierschutzverbänden und 
z. B. Neuland, initiiert vom Mecklenburg-
Vorpommerschen Landwirtschaftsministe-

Politisch, korrekt und artgerecht?
Falls der Tierschutz-TÜV kommt, muss er noch lange nicht gut sein 

Wissenschaftler-Gruppe erstellten „Natio-
nalen Bewertungsrahmen für Tierhaltungs-
verfahren.“ Dieser orientiert sich an der 
Frage, wie stark ein Haltungssystem das 
Normalverhalten der Nutztiere einschränkt 
und kommt damit zu Ergebnissen, die viele 
Ställe in Deutschland nicht gut aussehen 
lassen. Zwar ist nie erhoben worden, wie 
viele Tiere wie aufgestallt sind, aber Dr. 
Lars Schrader, wissenschaftlicher Leiter 
des Projekts, schätzt, dass beispielsweise 
rund 90% aller Mastschweine bei uns in 
Haltungssystemen gehalten werden, die er 
und seine Kollegen als nicht tiergerecht 
einstufen. Hier genau liegt die Brisanz des 
Werkes und sicher auch der Grund, warum 
es bislang keine rechtliche Relevanz hat. 
Die Nutztierhaltungsverordnung, auf de-
ren Grundlage Ställe bei uns genehmigt 

rium, ein Eckpunktepapier, das als Grund-
lage für eine entsprechende Tierschutz-TÜV-
Verordnung dienen könnte. Nun ist es Sache 
der Politik, die Angelegenheit durchzusetzen 
oder auch nicht. Der Bundesrat, der es ur-
sprünglich auch wollte, mauert nun auf-
grund der noch laufenden Normenkontroll-
klage gegen die Batteriehaltung von Lege-
hennen. Ein etwas weit hergesuchter Grund, 
denn das eine muss mit dem anderen nichts 
zu tun haben. Trotz allem Gegenwind aber 
machte SPD-Fraktionsvize Ulrich Kelber auf 
einer Neuland-Veranstaltung im Rahmen 
der Grünen Woche deutlich, dass er das Pro-
jekt nach wie vor wolle und zwar nicht nur 
als Label für alle, sondern verbunden mit 
einer „progressiven Entwicklung“ sprich ei-
ner Förderung „echter“ tiergerechter Hal-
tungssysteme. cs

Artgerechte Tierhaltung für Kopf und Bauch – Neuland-Empfang auf der Grünen Woche Foto: Jasper
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Sieben Landwirtschaftsverbände aus 
Deutschland haben vor der Grünen 

Woche eine gemeinsame Berliner Erklä-
rung veröffentlicht. Darin sprechen sich 
die Verbände eindeutig dafür aus, „die 
Chance der Staffelung“ zu nutzen. Der 
Vorschlag der EU-Kommission wird „aus-
drücklich begrüßt“, wie es in der Erklä-
rung heißt. Zu den Unterzeichnern gehö-
ren neben der AbL der Deutsche Bauern-
bund, der Verband Deutsche Landwirte, 
der Verband der Landwirte im Nebenbe-
ruf sowie die ökologischen Anbauverbände 
Bioland, Demeter und Naturland. Auf der 
Grünen Woche wurde die Erklärung an 
Bundesminister Horst Seehofer übergeben 
(siehe Foto). Dabei sagte der AbL-Vorsit-
zende Graefe zu Baringdorf: „Alle land-
wirtschaftlichen Verbände haben die Er-
klärung unterzeichnet, bis auf den Deut-
schen Bauernverband“. Die Verbände 
fordern Seehofer auf, den Vorschlag der 
Kommission zu unterstützen, konstruktiv 
aufzugreifen und weiter zu entwickeln. 
„Die gestaffelte Umschichtung eines Teils 
der Direktzahlungen hin zu zielgerichteten 
Fördermaßnahmen ist nicht nur ein Bei-
trag, um innerlandwirtschaftliche Wettbe-
werbsverzerrungen abzubauen. Sie ist auch 
eine Chance, die notwendigen Finanzmit-
tel für die Landwirtschaft und den länd-
lichen Raum insgesamt zu sichern. Denn 
die Alternative zur Staffelung ist nicht, 
dass alles so bleibt wie bisher. Der Druck 
auf den Agrarhaushalt der EU ist groß und 
er wächst“, begründen die Verbände ihre 
Forderung.

Fischer Boel
EU-Kommissarin Mariann Fischer Boel 
verteidigte auf der Grünen Woche ihren 
Vorschlag der Degression gegen den Wi-
derstand aus Deutschland. Der Vorschlag 
sieht bekanntlich vor, Direktzahlungen 
über 100.000 Euro je Betrieb und Jahr um 
10 Prozent zu kürzen, Zahlungen zwischen 
200.000 und 300.000 Euro um 25 Prozent 
und alles über 300.000 Euro um 45 Pro-
zent. Das einbehaltene Geld wird allen 
Betrieben des betreffenden Landes für be-
stimmte landwirtschaftliche Maßnahmen 
zur Verfügung gestellt. 
Fischer Boel ergänzte in Berlin: „Mit un-
serem Vorschlag wollen wir nicht, dass die 
wirtschaftliche Tragfähigkeit von Betrie-
ben geschwächt wird oder die Betriebe sich 
aufsplitten.“ Zudem bezog sie sich auf die 
Diskussionen im europäischen Parlament. 
Dessen Berichterstatter Lutz Göpel hatte 
zum einen als Alternative zu einer Degres-
sion eine Staffelung bei der Modulation 
vorgeschlagen. Zum anderen sieht sein Be-
richt vor, dass bei der Staffelung die Voll-
arbeitskräfte der betroffenen Betriebe „de-
gressionsmindernd“ in Ansatz gebracht 
werden sollen. Fischer Boel nannte das 
„sehr interessante Ideen“.

Seehofer in Brüssel
Kurz nach Eröffnung der Grünen Woche 
kamen die Agrarminister der EU in Brüssel 
zum EU-Agrarrat zusammen. Dort lehnte 
Bundesminister Horst Seehofer (CSU) die 
Degression „energisch ab“. Die dpa zitiert 
ihn dabei allerdings mit dem Satz: „Es liegt 

ja nahe, dass wir bei der wirtschaftlichen 
Strukturschwäche in den neuen Ländern 
keine Politik machen können, die Arbeits-
plätze gefährdet.“ Ob das so zu deuten ist, 
dass er eine Staffelung weniger energisch 
ablehnen würde, die auf die Arbeitsplätze 
der betroffenen Betriebe Rücksicht nimmt, 
ließ Seehofer offen. 
Die konkreten Gesetzgebungsvorschläge 
zur Überarbeitung der EU-Agrarpolitik 
(„Gesundheits-Check“) hat Fischer Boel 
für den 20. Mai angekündigt. Die Be-
schlüsse darüber sollen möglicherweise im 
November 2008 fallen.

uj

Seehofer: „Nichts, was Arbeitsplätze gefährdet“
Bauernverbände übergeben Minister gemeinsame Berliner Erklärung mit dem Titel „Chance der Staffelung nutzen“

Auf dem Internationalen Forum Agrar-
politik auf der Grünen Woche stellte 

Staatssekretär Gerd Müller in Vertretung 
von Bundesminister Horst Seehofer die 
Position des Bundesministeriums BMELV 
zum EU-Gesundheits-Check dar: „Bei den 
Teilen des Health Check, die sich mit der 
Kürzung der Direktzahlungen auseinan-
dersetzen, erkenne ich keinen Gesundheits-
Check mehr. Damit würde das schon eine 
Operation mit tief greifenden Auswir-
kungen – bis hin zur Amputation.“ Die 
Degression lehne das Ministerium ab, weil 
in Deutschland zu 90 Prozent Betriebe in 
den neuen Bundesländern betroffen wären. 
„Wir wollen keinesfalls reine Agrarbe-
triebe – auch wenn es Großbetriebe sind 
– in strukturschwachen Regionen treffen. 
Dies wäre mit dem Kommissionsansatz 
momentan der Fall. Ob wir dies mit einer 
Beschäftigungskomponente verhindern 
könnten ist zu prüfen.“ Als Argumente 

dagegen nannte Müller jedoch Umge-
hungen der Regelungen sowie die Unver-
einbarkeit mit den WTO-Vorgaben.
Als Vertreter der EU-Kommission machte 
der Direktor der Generaldirektion Land-
wirtschaft und Ländliche Entwicklung 
Wolfgang Burtscher einmal mehr deutlich, 
dass die Kommission die „Notwendigkeit 
der Stärkung der ländlichen Entwicklung“ 
sieht. Die breite Öffentlichkeit wolle die 
finanziellen Mittel in der ländlichen Ent-
wicklung und sehe das als zukunftsorien-
tiert an, „ob uns das gefällt oder nicht“. In 
der Öffentlichkeit werde auch die Frage 
nach den höchsten Prämienzahlungen de-
battiert. „Wir können die Transparenzin-
itiative nicht ignorieren“, so Burtscher. 
Schließlich könnten Großbetriebe auch 
größere Wettbewerbsvorteile nutzen. 
In der anschließenden Diskussionsrunde 
nahm auch Lutz Göpel, CDU-Abgeordne-
ter im EU-Parlament und dessen Bericht-

erstatter zum Health Check, Stellung. Er 
sprach sich dafür aus, die Nachteile der 
Degression für ostdeutsche Großbetriebe 
dadurch zu entschärfen, dass die Betriebe 
ihre Beschäftigten in Ansatz bringen kön-
nen. „Dann braucht keiner zu jammern“, 
hielt Göpel den Klagereden entgegen. Gö-
pel konterte, das Problem von Betriebstei-
lungen sei bekannt, aber lösbar. 
Auch BUND-Vorsitzender Hubert Weiger 
sprach sich für den Ansatz von Arbeits-
kräften bei der Degression aus. Das werde 
gesellschaftlich anerkannt. DBV-Präsident 
Gerd Sonnleitner befürchtet über die De-
gression das Schüren einer „Neiddiskus-
sion“. Er will auch keine Kürzungen der 
ersten Säule zugunsten der zweiten Säule 
(Modulation). Seine Logik ist: „Wenn wir 
aus der ersten Säule Geld verlieren, neh-
men wir allen was weg, auch denen, die 
aus der zweiten Säule was kriegen.“ 

cs

Debatten in der Öffentlichkeit beachten

�
Weitere Zahlen 
veröffentlicht
Auf Druck der Initiative 
für Transparenz bei den 
Agrarsubventionen hat 
nun auch Mecklenburg-
Vorpommern die größ-
ten Empfänger von 
Agrargeldern im Bundes-
land veröffentlichen 
müssen. Allerdings blei-
ben die meisten Namen 
noch anonym, denn das 
Land hat die Betriebe 
gefragt, ob sie genannt 
werden wollen. Die Emp-
fänger der größten 
Beträge haben das abge-
lehnt. Allein von den 13 
Spitzenempfängern, die 
2006 mehr als 1 Million 
Euro je Betrieb an Direkt-
zahlungen erhielten, 
bleiben 11 auf eigenen 
Wunsch hin ungenannt. 
Darunter auch die drei 
größten Empfänger mit 
3,7 Mio. Euro, 2,4 Mio. 
bzw. 1,5 Mio. Euro 
Direktzahlungen pro 
Jahr. Im Internet unter: 
www.wer-profitiert.de 

�

In Berlin übergaben (v.r.n.l.) AbL-Geschäftsführer Georg Janßen, Bioland-Präsident Tho-
mas Dosch und AbL-Vorsitzender F.W. Graefe zu Baringdorf die „Berliner Erklärung“ 
an Bundesminister Horst Seehofer. Foto: Jasper
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Wenn Bauern 

mobilisieren
In immer mehr Städten 

tauchen unverhofft 
schwarz-rot-goldene 

Kühe auf. Faironika, die 
Fairpreiskuh des Bundes-

verbands deutscher 
Milchviehhalter, hat 

ihren Werbezug durch 
die Republik angetreten. 
Mit Faironika als Symbol 

für faire Preise machen 
die Milchbauern quer 

durch Deutschland auf 
ihre Lage aufmerksam. 

Sie informieren vor allem 
die Kunden über die Not-

wendigkeit von Preisen, 
die den milcherzeugen-

den Landwirten ein 
angemessenes Auskom-
men für ihre Arbeit und 

ihr Produkt sichern.
Nach Auskunft des BDM  
sind die Reaktionen der 

Verbraucher auf die Kuh 
und die Information sehr 
positiv. Wenn der Mehr-
preis sicher beim Bauern 

ankommt, seien viele 
bereit, höhere Preise zu 

bezahlen.
mn

�

Ich bin hier, um Ihre Sichtweisen und 
Ideen zu hören.“ Mit diesen Worten er-

öffnete die EU-Kommissarin Mariann Fi-
scher-Boel die Anhörung der Verbände des 
Milchsektors anlässlich des Gesundheits-
check der EU-Agrarpolitik. Zumindest ei-
nen konkreten Vorschlag hatte die Kom-
missarin dennoch mitgebracht. Nach Vor-
stellung der Kommission soll die Milch-
quote zum 1.4.2008 um 2 Prozent ausge-
weitet werden. Dies sei allerdings noch 
keine vorbereitende Maßnahme zur Ab-
schaffung der Quote, sondern eine Reak-
tion auf die gestiegene Nachfrage. Es dürfe 
nicht sein, dass die Quote die Exportchan-
cen der Milcherzeuger behindere.

Marschrichtung der EU-Kommission
Fischer-Boel machte deutlich, dass an 
einem Auslaufen der Quote 2015 kein 
Weg vorbei führe. Es gehe jetzt vor allem 
darum, die Zeit bis dahin zu nutzen. Der-
zeit könne man noch entscheiden, ob man 
eine harte oder weiche Landung anstrebe. 
Harte Landung, das klingt nicht gut. Ge-
meint ist, das Quotensystem für die nächs-
ten acht Jahre ohne Aufweichung beizube-
halten. Für diesen Fall, zeigt eine von der 
Kommission in Auftrag gegebene Studie, 
stiegen die Preise um weitere 7 Prozent an. 
Im Jahr 2015, nach Wegfall der Quote, 
käme es zum rapiden Preisverfall. Favori-

sei, ist inzwischen sogar die Kommission 
davon überzeugt, dass es „flankierender 
Maßnahmen“ bedarf, wenn man eine 
Milchproduktion in der Fläche gewährleis-
ten will. Finanziert werden soll diese mit 
Geldern aus der 2. Säule. Auch müsse man 
an die Junglandwirte denken, die aktuell 
Quote teuer kaufen müssten, ohne dass 
noch genug Zeit für eine Erwirtschaftung 
der Investition bleibe. Deshalb seien Maß-
nahmen wie die Ausdehnung der Quote, 
die Senkung der Superabgabe, eine euro-
paweite Saldierung oder auch eine länder-
übergreifende Handelbarkeit der Quote 
denkbare Maßnahmen.

Handel und Verarbeiter für Abschaffung
Die Vertreter von Milchindustrie und Handel 
sprachen sich für eine Abschaffung der Quote 
aus. Der finnische Präsident der European 
Dairy Association, Veijo Merilainen, forderte 
aus Sicht der Verarbeiter eine Absenkung der 
Superabgabe und eine Ausweitung der Milch-
quote. Für die Zeit nach 2015 bestünde dann 
die Notwendigkeit, auf Molkereiseite ein Lie-
fermanagement-Systeme, also eine Art Mol-
kereiquote, einzuführen. Für die sozialen und 
strukturelle Folgen des Quotenausstiegs sei 
indes die Kommission zuständig. Der Milch-
handel wurde durch den Präsidenten Jacques 
Baines von Eucolait vertreten. „Die EU-Kom-
mission soll künftig als Aufsichtsorgan und 

Ziellos in die Verhandlungen
Die Kommissarin lud zum Milchgipfel nach Brüssel 

landwirtschaftlichen Organisationen, betonte 
die besondere Verletzlichkeit des Milchsek-
tors. Sein Verband akzeptiere die Vorgabe der 
Kommission, die Quote abzuschaffen, for-
derte aber: „Globale Wettbewerbsfähigkeit 
darf keine Preisabsenkungen verursachen.“ 
Brichart übte außerdem Kritik an der von der 
Kommission vorgelegten Studie. Er machte 
deutlich, dass eine Abschaffung der Quote 
den Einfluss der Milcherzeuger in der Pro-
duktionskette weiter schwächt. 

Kritische Stimmen
Mehrere Vertreter der COPA äußerten 
noch deutlichere Kritik. Während die Ver-
treter aus Österreich und Finnland einen 
Quotenausstieg generell ablehnten, plä-
dierte der französische COPA-Vertreter 
zumindest für die „harte Landung“. So 
könne man immerhin noch bis 2015 von 
einem hohen Milchpreis profitieren.

Alternative Organisationen
Vertreter der CPE aus verschiedenen euro-
päischen Ländern und das European Milk 
Board (EMB) sprachen sich für die Fortfüh-
rung eines reformierten Quotensystems aus. 
Für das EMB kündigte Romuald Schaber 
an: „Milch und erst recht mehr Milch wird 
es nur noch bei kostendeckenden Milch-
preisen geben.“ Aus Sicht der Arbeitsge-
meinschaft bäuerliche Landwirtschaft stellte 
Bernd Voß klar, dass es bei den jetzigen 
Entscheidungen nicht nur um eine harte 
oder weiche Landung gehe, wie es der die 
Versammlung leitende stellvertretende Ge-
neraldirektor Lars Hoelgard mehrmals be-
tonte. Vielmehr, so Voß, gehe es um die 
Zukunft der Milchproduktion in Europa. 
Zwar seien Bauern und Regierungen in der 
Vergangenheit gleichermaßen unzufrieden 
mit der Quotenregelung gewesen, dies 
schließe jedoch eine sinnvolle Anschlussre-
gelung nicht aus. Zur Quotenerhöhung 
führte der AbL-Vertreter die Analysen der 
Niederländischen Rapro-Bank an. Dem-
nach entscheiden derzeit 2 Mio Tonnen, ca 
0,3 Prozent der Milch auf dem Weltmarkt 
über deren Preis. Bei einer Quotenerhöhung 
um 3 Prozent würden 3 Mio Tonnen Milch 
zusätzlich produziert. Das habe eindeutig 
Auswirkungen auf den Milchpreis.

Nach 2015?? – Keine Idee
Die zentralen Fragen der Landwirte blie-
ben in der Diskussion unbeantwortet. Wie 
soll es nach einer Quotenabschaffung wei-
tergehen? Wie sollen die Kräfteungleichge-
wichte zwischen Erzeugern, Verarbeitern 
und Handel ausgeglichen werden? Und 
auch die Vorstellung der EU-Kommissarin 
für den Milchsektor nach 2015 bleibt of-
fen. Auf der Grünen Woche sagte sie auf 
Nachfrage der Bauernstimme: I have no 
idea. – Keine Ahnung. mn

Es ist ihre Zukunft, über die in Brüssel verhandelt wird! Foto: Landjugend Westfalen-Lippe

siert wird von der Kommission die „wei-
che Landung“. Eine schrittweise Ausdeh-
nung der Quote mit dem Ergebnis, dass 
die Preise in naher Zukunft wieder auf das 
Niveau von Anfang 2007, mindestens aber 
um 4 bis 5 Prozent absinken. Während zu 
Beginn der Quotendiskussion immer wie-
der die Argumente der Marktliberalisierer 
zu hören waren, deren Überzeugung nach 
jegliche politische Regulation überflüssig 

nicht mehr als aktiver Marktteilnehmer agie-
ren.“ Baines sprach aber auch von zu erwar-
tenden Mehreinnahmen im Handel. Höhere 
Ausgaben, zum Beispiel durch gestiegene Mil-
cherzeugerpreise könnten somit kompensiert 
werden.

Wasch mich, aber mach mich nicht naß!
Henri Brichart, der französische Präsident der 
COPA, dem Ausschuss der berufsständischen 
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Seit dem 1. Januar gilt für alle im Milk-
board organisierten Milchbauern ein 

Basispreis von 43 Cent. Das ist das Er-
gebnis der vom Board durchgeführten 
Erhebung der Vollkosten auf den Betrie-
ben. Ob die Mitglieder diesen Preis auch 
ausgezahlt bekommen ist derzeit noch 
offen. Zwar hat das Milkboard die Mol-
kereien schriftlich über den von ihm fest-
gesetzten Preis informiert, eine Reaktion 
der Handelspartner steht aber bisher 
noch aus. Der Basismilchpreis von 43 
Cent gilt für den Zeitraum vom 1.1.2008 
bis zum 31.12.2008.

BDM führt Verhandlungen
Jetzt ist es am Bundesverband Deutscher 
Milchviehhalter (BDM), mit den Molke-
reien in konkrete Preisverhandlungen zu 
treten. Aufgrund der rechtlichen Situation 
ist das Milkboard zwar für die Festsetzung 
des Preises und dessen Weiterleitung an 
die Molkereien zuständig, konkrete Ver-
handlungen darf aber nur der BDM füh-
ren. Zu diesem Zweck schreibt der BDM 
alle Molkereien an und fordert sie dazu 
auf, gemeinsam über die Festsetzung des 
Milchpreises zu verhandeln. Der Ge-
schäftsführer der Milkboards Hans Fol-
denhauer macht deutlich, dass es für Preis-
verhandlungen nach unten keine Spiel-
räume gibt. „Es gibt ein klares Signal der 

Mitglieder des Milkboard: ‚Wir werden 
keinen Rückgang akzeptieren.‘“ Damit 
dürfte er auch für die Mehrzahl der BDM-
Mitglieder sprechen, auch wenn diese 
noch immer nicht in ihrer Gesamtheit dem 
Milkboard beigetreten sind. Die Verant-
wortlichen machen hierfür vor allem die 
Verunsicherungskampagne der Molkerei-
genossenschaften verantwortlich. So kün-
digte die Milchunion Hocheifel (MUH) in 
einem Rundschreiben an, nur noch Land-
wirte aufzunehmen, die nicht im Milk-
board organisiert sind.

Milkboard handlungsfähig
Trotz dieser Kampagne, die auch vom 
Deutschen Bauernverband sowie von 
verschiedenen Politikern, unter anderem 
Alois Glück, CSU, gegen den BDM und 
das Milkboard gefahren wurde, betont 
Hans Foldenhauer die eigene Hand-
lungsfähigkeit. Derzeit sind ca 30 % der 
deutschen Milch im Milkboard organi-
siert. Vor dem Hintergrund der im ver-
gangenen Jahr deutlich gewordenen 
Rohstoffknappheit und dem Anstieg der 
Milchauszahlungspreise, optimale Vor-
aussetzungen, um jetzt einen kostende-
ckenden Preis zu erstreiten. Als nächste 
Schritte ist ein Treffen des BDM mit den 
Molkereien in der zweiten Februarhälfte 
geplant. Es muss sich zeigen, ob es den 

Molkereien gelingt, sich aus ihrer Blo-
ckadehaltung zu befreien. Der Versuch 
des BDM, im Milchindustrieverband als 
Interessenvertreter der Molkeibranche  
einen Gesprächspartner zu finden, 
wurde von dem Verband abgelehnt. 

Milchpreisverfall
Am Rande der Grünen Woche kündi-
gte der BDM an, nicht tatenlos zusehen 
zu wollen, wenn der Milchpreis sich in 
eine Abwärtsspirale begibt. Politik, 
Handel und auch die 
Molkereien würden 
bereits seit einigen Wo-
chen Druck auf den 
Milchpreis ausüben. 
Während der Milchin-
dustrieverband an die 
Bauern  appellierte, 
den Molkereien mehr 
Geld für den anstehen-
den Strukturwandel zu 
lassen, empfiehlt der 
BDM seinen Mitglie-
dern, Rücklagen zu 
bilden, um für einen 
möglichen Lieferstopp 
gewappnet zu sein. 
„Wenn die Molkereien 
die 43 Cent/kg nicht 
halten bzw. erreichen, 

Auf dem Weg zu fairen Preisen
Das Milkboard hat sich formiert und den Molkereien einen Mindestpreis vorgegeben

Die Patente auf Leben kommen nun 
auf den Bauernhöfen an. Mit dem 

vor einem Jahr vom europäischen Pa-
tentamt in München erteilten Patent 
auf ein Milchleistungsgen der Kuh ist 
erstmals ein Patent für ein nicht bio-
technologisch verändertes Gen eines 
landwirtschaftlichen Nutztieres verge-
ben worden. Und da fast jeder Milch-
viehhalter auch gleichzeitig Züchter ist, 
weil er aus seinen eigenen, auf dem Hof 
geborenen Kälbchen seinen Herdenbe-
stand ergänzt und dabei immer auch in 
seiner Selektion ein besonderes Augen-
merk auf die Milchleistung legen wird, 
wird das betreffende, natürlich vor-
kommende, nun patentierte Gen viel-
fach „genutzt“. Noch muss dafür nie-
mand eine Lizenzgebühr zahlen, aber 
wenn der Einspruch, den ein breites 
Bündnis aus Greenpeace, Misereor, 
BDM, Gen-ethischem Netzwerk und 
AbL dagegen eingelegt hat, nicht gehört 
werden sollte, könnte die „Nachzucht-
gebühr“ bald Wirklichkeit werden. 
Nachdem jahrtausendelang Bäuerinnen 
und Bauern eigenständig Rinderrassen 
durch Selektion und Zucht weiterent-

wickelt haben, sollen sie sich nun damit 
in die Abhängigkeiten einiger weniger 
Konzerne begeben. Ihnen würden zu-
künftig die Kühe gehören, der Bauer 
wäre nur noch Lizenznehmer. Das ist 
sogar dem Bauernverband zu weitge-
hend. So schwammig, wie er sich oft in 
seiner Position zur Gentechnik verhält, 
so eindeutig hat er sich in der Vergan-
genheit meist gegen Patente auf Tiere 
und Pflanzen gewandt. Selten ist die 
Argumentation so eindeutig wie jüngst 
beim Bayerischen Bauernverband, der 
in einer Presseerklärung den Patenten 
auf Leben und der kommerziellen Nut-
zung der Gentechnik eine Absage er-
teilt. Dabei fragt man sich schon, wie 
der Präsident des BBV, der ja auch Prä-
sident des DBV ist und durchaus an 
anderer Stelle den vermeintlichen Chan-
cen der Gentechnik nicht abgeneigt 
(erst kürzlich wollte er Schiffe aus 
Übersee mit Genfutter an Bord leichter 
an Land lassen, damit uns hier die 
Schweine nicht verhungern), diesen 
Spagat aushält. Offenbar am besten, 
indem man nicht zu viel drüber redet. 
Dass der DBV zu wenig drüber spricht, 

fanden auch Milchbäuerinnen und -
bauern aus dem Münsterland, die mehr 
oder weniger durch Zufall vom Kuhpa-
tent hörten und ihren Landesbauern-
verband (WLV) mobilisieren wollten. 
Sie kritisierten die Informationspolitik 
des Verbandes und seiner Wochenblät-

Tue nicht eindeutig Gutes und rede nicht drüber
Der Bauernverband auf Schlingerkurs zwischen Kuhpatent und Schweinefutter

Auf dem Weg in eine patentierte Zukunft?? Bild: Niemann
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dann läuft es auf eine Urabstimmung 
über einen Milchstreik im April/Mai 
hinaus“, so der BDM Vorsitzende Ro-
muald Schaber. Der Zeitraum wurde 
gewählt, weil dann wichtige Einkaufs-
verhandlungen zwischen Handel und 
Molkereien in die Endphase eintreten. 
Ob es zu einem Lieferstreik kommen 
wird ist damit noch vollständig offen 
und hängt vor allem von der Verhand-
lungsbereitschaft der Molkereien ab.
 mn

ter auf einer relativ spontanen Kundge-
bung zwischen Weihnachten und Neu-
jahr. Die Reaktion des WLV war zu-
nächst abfällig, bevor man sich dann 
doch bemüßigte, eine Stellungnahme 
gegen das Patent abzugeben.
 cs
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Landjugend zum  Jugendstrafrecht
Der Bund der deutschen Landjugend (BDL) hält eine Verschärfung 
des Jugendstrafrechts für falsch. Es biete einen ausdifferenzierten 
Maßnahmenkatalog, um möglichst optimal auf den Täter oder die 
Täterin einzuwirken. Als verbesserungwürdig betrachtet der BDL 
allerdings die Präventionsarbeit. „Dazu zählen für uns ganz klar 
soziale Trainingskurse oder Anti-Gewalt-Trainings.“ Aber genauso 
entscheidend ist, welche Angebote die Gesellschaft in Sachen Bil-
dung, Ausbildung, Jugendarbeit und Unterstützung von Familien 
und Kindern macht. Gerade in diesen Bereichen wirken Finanzkür-
zungen auf lange Sicht besonders dramatisch, sagte der stellvertre-
tende BDL-Vorsitzende Thomas Böse-Bloching. Er hatte damit in die 
im hessischen Landtagswahlkampf tobende Debatte eingegriffen 
und die Vorstöße der CDU zur Verschärfung des Jugendstrafrechts 
als unseriöses Wahlkampfgeplänkel bezeichnet. pm

8 Bewegung 02-2008

K
u

rz
es

 a
m

 R
an

d
e

Normalerweise wäre es eine ganz in-
time Runde gewesen: Preisträger, 

Laudatoren, eins, zwei Pressevertreter, ein 
paar besonders engagierte und interessierte 
Wissenschaftler oder einfach nur Freunde. 
Normalerweise hätte kaum jemand außer-
halb der Szene Notiz von der Preisverlei-
hung genommen, man wäre unter sich 
geblieben. Aber es kam alles anders. Nie-
mand geringeres als der Bundespräsident 
Horst Köhler hatte nicht nur die Schirm-
herrschaft für den „Pro Tier-Förderpreis 

Preis und Gewicht verliehen
Bundespräsident Köhler würdigt artgerechte Tierhaltung

Tier und Umwelt gleichermaßen vorteil-
hafte Wirtschaftsform auch rechnen kann. 
Vor allem aber zeigen sie, wie viel lebens-
werter eine Welt ist, in der andere Ge-
schöpfe nicht allein auf ihren ökono-
mischen Wert reduziert werden. … Es ist 
gut, dass es solche Beispiele gibt, die zei-
gen, wie es auch anders geht. Ich hoffe, sie 
finden Nachahmer und Verbraucher, die 
dies honorieren. Aber um eine artgerechte 
Nutztierhaltung durchzusetzen, ist auch 
die Hilfe der Politik gefordert. Deshalb 

freue ich mich, dass Bundesmi-
nister Seehofer heute dabei ist. 
Die Europäische Kommission 
hat hier zur anstehenden Über-
prüfung der Agrarreform be-
denkenswerte Vorschläge ge-
macht. Denn Landwirtschaft 
kann nicht allein deshalb aus 
Steuermitteln unterstützt wer-
den, weil sie Landwirtschaft ist. 
Sie soll gefördert werden, wenn 
sie gesellschaftlich wertvolle 
Leistungen erbringt – beim Tier-
schutz ebenso wie bei der Pro-
duktqualität und bei der Erhal-
tung von Kulturlandschaften. 
Hierin liegt für mich eine we-
sentliche Zukunftsaufgabe der 
Landwirtschaft, und ich werde 
meinen Beitrag dazu leisten, das 
Bewusstsein hierfür in unserer 
Gesellschaft zu stärken.“ 
Den stolzen Betriebsleitern, Fa-
milien, Vorständen und Mitar-
beitern der vier ausgezeichneten 
Betriebe drückte er dann mit 
sichtlicher Freude Urkunden 
und Blumensträuße in die 

Hände. Den alle zwei Jahre nun zum drit-
ten Mal durch die Trägerverbände: BUND, 
Tierschutzbund, Verbraucherzentrale Bun-
desverband und der Schweisfurth-Stiftung 
vergebenen Preis dotiert mit 10.000 Euro 
teilen sich: die Allgäuer Lebensmittelkette 
Feneberg für ihre Marke „von hier“, die 
regionales Wirtschaften mit artgerechter 
Tierhaltung verbindet; das Hofgut Hof-
geismar in Hessen und der Betrieb Kuh-
horst in Brandenburg, Bioland-Betriebe die 
artgerecht gehaltene Tiere zusammen brin-
gen mit behinderten Menschen, sowie die 
Bauck-Höfe in Niedersachsen, für ihr En-
gagement in einer ökologischen Geflügel-
zucht, die Lege- und Masteigenschaften 
zusammenbringt. Nach der Veranstaltung 
hatte und nahm sich der Bundespräsident 
noch Zeit für Gespräche mit den Preisträ-
gern. Das in bestimmten Kreisen begehrte 
Goodwill-Foto mit Minister und Bauern-
verbandspräsident am Messeeingang war 
zum Glück schon vor der Preisverleihung 
ins Protokoll gedrückt worden.

cs

Bundespräsident Horst Köhler mit den Preisträgern, Laudatoren und dem Minister Foto: Schievelbein

für artgerechte Nutztierhaltung“ der „Al-
lianz für Tiere in der Landwirtschaft“ 
übernommen, sondern ließ es sich nicht 
nehmen, den Preis im Rahmen der Grünen 
Woche in Berlin auch persönlich zu über-
geben. Damit wurde es eher der größere 
Bahnhof, mit Blitzlichtgewitter und auch 
dem Bundeslandwirtschaftsminister Horst 
Seehofer. Der Bundespräsident machte kei-
nen Hehl daraus, dass genau diese Reak-
tion sein Ansinnen gewesen ist. „…dass 
ich heute hier bin und, Herr Bundesminis-
ter, nicht den traditionellen Rundgang 
über die Grüne Woche mache, soll zeigen: 
Hiermit möchte ich der Allianz für Tiere 
in der Landwirtschaft und diesem Preis 
meine besondere Aufmerksamkeit geben 
und herausstellen: Das ist wichtig und soll 
eine gute und bessere Chance bekom-
men.“
Er sparte auch weiterhin nicht mit deut-
lichen Worten und Exkursionen in die 
große Politik: „Die von der Allianz für 
Tiere ausgezeichneten Unternehmen zei-
gen, dass sich eine nachhaltige, für Mensch, 

Revolution der Agrarindustrie
„Intensiv und nachhaltig“ sind die Schlüsselworte, mit denen die 
„Fördergemeinschaft Nachhaltige Landwirtschaft“ (FNL) für ihre 
Vorstellung von Landwirtschaft wirbt. Hinter der Fördergemein-
schaft stehen auch Agrarkonzerne wie Monsanto, BASF, Bayer, 
Syngenta oder DuPont. Dass sie ein großes Interesse an der Neuauf-
lage einer „Grünen Revolution“ diesmal in Afrika haben, ist nicht 
reine Menschenliebe. Mit Saatgut, Pestiziden und Düngemitteln 
wolle man dort, so FNL-Beiratsmitglied Peter Schmitz, intensiv und 
nachhaltig produzieren lassen. Die FNL kümmert sich aber auch um 
die deutsche Landwirtschaft und deren Beitrag zum Klimaschutz. 
Auf einer Diskussionsveranstaltung anlässlich der Grünen Woche in 
Berlin debattierten Bundespolitiker dazu. Der agrarpolitische Spre-
cher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Bleser, sowie der Präsi-
dent des Rheinischen Landwirtschafts-Verbandes (RLV), Friedhelm 
Decker, sprachen sich – so eine FNL-Pressemitteilung – eindeutig für 
intensivere und effizientere Anbausysteme als den ökologischen 
Landbau aus. Lege man beispielsweise die Methanemissionen einer 
Kuh auf die von ihr erzeugte Milchmenge um, dann lasse sich der 
Klimaschutz mit einem Anstieg der Milchleistung verbessern. Es 
reduziere sich die Methanemission pro Liter Milch. cs
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Es muss mit meiner Großmutter an-
gefangen haben. Durch den Tod 

ihres Mannes im 2. Weltkrieg hatte sie 
ihren Hof verloren und sich später ei-
nen biologisch-dynamischen Selbstver-
sorger-Garten am Stadtrand aufgebaut. 
Ich erinnere mich noch gut an die 
großen Pakete zu meinem Geburtstag.
Sie waren liebevoll gepackt mit vielen 
Details, irgendwann auch mit Blumen- 
und Gemüsesamen. Das war der Grund, 
warum die Sandkiste  zum Beet umfunk-
tioniert wurde. Meine ersten Kulturen 
waren Radieschen, Möhren, Erdbeeren 
und Cosmea. Später wurde dieses Beet zu 
klein und es wurden „richtige große“ 
Beete angelegt. Im Studium erfolgte eine 
Pause. Auf den Demeter-Höfen, während 
meiner zweijährigen Praxis, kam die Pro-
fessionalisierung, was meinen Wunsch, 
immer direkten Kontakt zu Erde und 
Pflanzen zu haben, verstärkte.
Leider war  meine Großmutter inzwi-
schen verstorben, so dass es nie über 
einen Austausch von Saatgut hinaus 
kam. Aber das genügte als Grundstein. 
Von meiner Mutter habe ich erfahren, 
dass auch meine Großmutter sich von 
sehr weit besondere Samen hat schicken 
lassen. Sie kultivierte Pflanzen, die da-
mals in Vergessenheit geraten waren, 
z. B. Topinambur, Rübchen, Pastinaken, 
Cosmea in weiß und dunkelrot u.v.m.
Mit der Geburt unseres ersten Sohnes 
begann ich mit dem Gärtnern zur 
Selbstversorgung. Es begann mit ein 
paar Quadratmetern und ist im Laufe 
der Jahre auf über hundert Quadratme-
ter angewachsen. Gleichzeitig experi-
mentierte ich mit Mischkultur nach 
Gertrud Franck, was meine Großmut-
ter wohl übrigens auch gemacht hatte.
Zum Glück war unsere letzte Vermiete-
rin und Gartenteilhaberin ausgespro-
chen offen und für den biologischen 

Gartenbau zu begeistern, so dass sie die 
wunderliche Mischung der Kulturen 
und das Mulchen akzeptierte. Und das, 
obwohl unser Garten vom Dorf aus sehr 
einsichtig war und deshalb von allen 
Dorfbewohnern beäugt wurde – im ers-
ten Jahr misstrauisch, später neugierig.
Gleichzeitig bestätigte sich in unserem 
Garten, dass Kaninchen biologisch an-
gebaute Möhren den konventionellen 
vorziehen: Unsere Nachbarn haben Ka-
ninchen, die Gärten sind durch einen 
Maschendraht-Zaun getrennt. Eines 
morgends fand unser Sohn ein kleines 
schwarz-weißes Kaninchen in unserem 
Gemüsegarten, es hatte Salat und Erb-
sen probiert und fühlte sich im Schutz 
des Zuckermais sichtlich wohl. Wir fin-
gen es ein, brachten es dem Nachbarn 
zurück.   Am nächsten Morgen war es 
wieder da, diesmal mit einem blutigen 

Schlitz im Ohr und es war schon schwie-
riger für mich, das Kaninchen zurück 
bringen zu dürfen. Es muss sich durch 
den relativ grobmaschigen Draht seines 
Stalles, als einziges von 8 Geschwistern, 
durchgezwängt haben. Als es am dritten 
Morgen wieder da war, musste ich die 
Nachbarn bitten, das Kaninchen behal-
ten zu dürfen. „Wolke“ ist uns seitdem 
allen sehr ans Herz gewachsen und 
zeigte sich weiterhin als besonders 
schlau und mutig. Natürlich konnte es 
nicht alleine bleiben – wir haben schließ-
lich auch noch zwei Töchter – also leben 
nun zwei Kaninchen mit Biofutter und 
Auslauf bei uns. Übrigens scheinen auch 
Hühner Biogemüse zu bevorzugen, sie 
kamen vom übernächsten Nachbarn zu 
uns.
Die Vielfalt, die Farbenpracht der Blu-
men inmitten des Gemüses, führten 

Rote und Weiße Bete
letztes Jahr erstmals zu einem Seminar 
über das biologische Gärtnern in 
Mischkultur. Nun werden auch in die-
sem Jahr mehrere Gärten im Bliesgau 
so wunderschön anzusehen sein.
Dass mein Sohn in seiner neuen Vor-
schule in einer bayerischen Großstadt 
auf die Frage nach seinem Lieblingsge-
richt mit Roter Bete antwortete, war 
seinen Freunden schon verwunderlich 
genug. Als er aber hinzufügte, noch 
besser schmecke ihm die Weiße Bete, 
wurde er schlichtweg ausgelacht und 
ihm kein Glauben geschenkt.
Also Zeit, diese Samen zu verschenken 
und Sandkästen in Beete zu verwan-
deln...

Berenice Nickel bewirtschaftet einen 
Hausgarten im Bliesgau (Saarland)

Eine gute Bekannte hat mich vor ein 
paar Tagen auf die Internetseite 

www.utopia.de aufmerksam gemacht. 
Dort berichten „Utopisten“ über ihren 
nachhaltigen, dauerfähigen, ressourcen-
schonenden, müllvermeidenden und 
strategischen Konsum. Ökologische Le-
bensstile (z. B. Müll-freies Haushalten) 
werden ebenso vorgestellt wie die öko-
optimale Produktauswahl. Die Idee ist, 
dass nachhaltige VerbraucherInnen ihre 
Erfahrungen mit bestimmten Produkten 
vorstellen oder dort bereits gelistete 
Dinge bewerten oder kommentieren 
können. Die Gesamtheit aller Utopist-
Innen stellt im Idealfall eine Art kollek-
tive Stiftung-Öko-Warentest dar.
Nun hatte die oben genannte Bekannte 
unmittelbar vermutet, dass Ulrike und 
ich auch zum erlauchten Kreis der Uto-
pistInnen zählen. Und das nicht von 
ungefähr, da wir bei unseren Konsum- 

und Investitionsentscheidungen zu-
nächst stets eine umfangreiche Markt-
studie betreiben und furchtbar viele 
Diskussionen über Energie- und Res-
sourceneffizienz usw. führen, ehe wir 
am Markt zuschlagen und den A++ 
Kühlschrank, den 3-Liter-Lupo oder 
das Niedrigenergiehaus (KfW 40) an-
schaffen. Vom täglichen ökologischen 
Klein-Konsum: „immer hübsch bio und 
regional“ mal ganz abgesehen.
Angestoßen von der Ökologiebewegung 
der frühen 80er Jahre und dem Kreislauf-
gedanken des organischen Landbaus ze-
mentierte sich frühzeitig eine gewisse 
Grundhaltung für nachhaltigen Konsum. 
Am Beispiel der Auto-Mobilität unserer 
Gesellschaft lässt sich deren Schwerfäl-
lig- und Dickfelligkeit am besten dia-
gnostizieren. Der VW-Konzern hatte es 

sich mit dem Aufkommen der Klimade-
batte auf die Fahnen geschrieben, ein 
Minimal-Verbrauchs-Fahrzeug zu ent-
wickeln, das vom Band rollen sollte. 
Etliche technische Finessen später und 
immer die Minimierung des Spritver-
brauchs im Visier, gelang es den Inge-
nieuren, den 3-Liter-Lupo auf der IAA 
zu präsentieren und ihn auch potentiell 
vom Band rollen zu lassen.
Nur leider rollte das Fahrzeug nur in Ein-
zelstücken, was den Vorstand des Kon-
zerns dazu veranlasste, das Projekt wegen 
Erfolglosigkeit einzustellen. Der 3-Liter-
Lupo selbst war, von anfänglichen Kin-
derkrankheiten abgesehen, technisch ein 
durchaus zufriedenstellendes Projekt. Der 
VW-Vorstand verkasperte sich lieber mit 
Luxuslimousinen à la Phaethon und 
Großstadt-Allrad-Wüstenfüchsen, deren 

Ökofranzl

Durchschnittsverbräuche jede/r gerne 
selbst auf der Internetseite von VW nach-
sehen kann. Ein Herr Gabriel (ehem. 
Ministerpräsident von Niedersachsen, 
heute Umweltminister der Republik) mit 
gehöriger Stimme im Konzern hat wohl 
damals die Zeichen der Zeit nicht er-
kannt. Denn bis wir alle mit 0-Emissions-
Autos (basierend auf Wasserstoff- oder 
Hybrid- oder sonst-einer-Technik) durch 
die Lande fahren, vergehen noch lockere 
10 bis 20 Jahre, in denen wir schon allein 
verkehrsbedingt Gigatonnen an CO2 in 
die Atmosphäre püstern, die sich inner-
halb kürzester Zeit vermeiden ließen.
Die oberste Klimaschützerin im Staat 
(Angela M.) spricht da uns Deutschen 
schön mit gespaltener Zunge aus der 
Seele. Wir wollen die Leistungs- und 
Meinungsführer im Klima-Ranking 
sein, nur Schweden gilt es noch zu 
schlagen, aber bitte keine Wirtschafts-
entwicklungsbrüche! Der 3-Liter-Lupo 
fährt und es gibt keinen vernünftigen 
Grund, weshalb ein Fahrzeug, das 
überwiegend nur zum Transport von 
Personen Verwendung findet, mehr 
verbrauchen sollte? 
Die Welt lässt sich nicht Knall auf Fall 
umkrempeln, aber jede/r von uns kann 
durch ihre/seine persönliche Konsu-
mentscheidung den entscheidenden Bei-
trag leisten: Eine Abstimmung mit dem 
Geldbeutel. Die Idee des strategischen 
Konsums ist die Richtige! Bei aller Uto-
pie bleibe ich der Ökofranzl, der ohne 
Blog und Community (modernes Inter-
net-Zeugs) im täglichen Gespräch mit 
den Mitmenschen oder einem kleinen 
Artikel in der bauernstimme seinen 
Ideen den nötigen Freiraum verschafft.

Ulrike & Uwe Schreiber vor ihrem 
KfW-40-Energiesparhaus
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Zum Auftakt der AbL-Veranstaltung 
erläuterte Friedrich Wilhelm Graefe 

zu Baringdorf (AbL Bundesvorsitzender) 
die Auswirkungen der aktuellen EU-Agrar- 
und Förderpolitik auf die Agrarstruktur 
der Neuen Länder. Hieraus erklärt sich die 
Notwendigkeit der Offenlegung aller Di-
rektzahlungen an die landwirtschaftlichen 
Betriebe. Erst durch die, von der AbL  mit 
angeschobene Transparenzinitiative, wer-
den die Zusammenhänge zwischen Förder-
höhe und Betriebsstruktur erkennbar. Als 
Beispiel nannte Graefe zu Baringdorf einen 
durchrationalisierten Ackerbaubetrieb 
(400 ha/AK), der seine 2.000 ha Betriebs-
fläche mit 5 Voll-AK bewirtschaftet und 
dafür 600.000 € Direktzahlungen erhält. 
Bringt man die in den Neuen Ländern üb-
lichen Löhne in Ansatz, so verbleibt ein 
allein aus den Direktzahlungen „erwirt-
schafteter“ Jahresgewinn von ca. 90.000 € 

pro AK (bzw. 450.000 € für den Gesamt-
betrieb). Diese Betriebe, die vom derzei-
tigen System der Agrarsubventionen über-
proportional profitieren, konnten in der 
Vergangenheit stets weitere Flächen ver-
günstigt zukaufen oder zu pachten. Sie 
verfügten einerseits immer über die not-
wendigen finanziellen Reserven und galten 
andererseits durch das fragwürdige staat-
liche Flächenvergabesystem der BVVG als 
privilegiert.

BVVG verschleudert Staatsbesitz
Dr. Jörg Gerke beleuchtete in seinem Re-
ferat die Flächenvergabepraxis in den 
Neuen Ländern: Pachtverträge, die unmit-

telbar nach der so genannten Wiederverei-
nigung von der BVVG mit den LPG-Nach-
folgegesellschaften geschlossen wurden 
und ohne Not mit viel zu langen Lauf-
zeiten (18 bzw. 27 Jahre) ausgestattet sind. 
Während dieser Zeitspanne hatten andere 
Landnutzer, meist Neu- oder Wiederein-
richter, keine Chance, an die Flächen zu 
kommen. Zudem war die bestehende Flä-
chenpacht zur Voraussetzung für den spä-
teren Flächenkauf bestimmt worden. Der 
staatliche Auftrag an die BVVG, das Mil-
liardenvermögen ostdeutscher Ländereien 
zu veräußern, ist nicht nur aus fiskalischer 
Sicht ein einziges Desaster. Statt eine Land-

In der anschließenden Diskussion äußerten 
sich viele Betriebsleiter bäuerlicher Betriebe 
Ostdeutschlands in ähnlicher Weise und 
bestätigten eklatante Ungerechtigkeiten bei 
der Landvergabe durch die BVVG. Ein 
Hauptproblem bestehe darin, dass ein Kar-
tell des Schweigens – über alle politischen 
Parteigrenzen hinweg – existiere. Die AbL 
hat in der Vergangenheit mehrfach den 
Rechtsweg gegen die Machenschaften der 
BVVG beschritten. Aktuell ist auch ein Ver-
fahren anhängig. Die Aussichten, vor Ge-
richt erfolgreich zu sein, sind durchwach-
sen, die Gegenseite hat mehrfach den Streit-
wert erhöhen lassen, sodass das Gerichts-

Ländliche Entwicklung in Ostdeutschland
AbL-Diskussionsveranstaltung im BMELV-Zukunfsforum auf der Grünen Woche in Berlin

Auf dem Podium diskutierten (v.l.): Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf; Annemarie Volling, Franz-
Joachim Bienstein und Dr. Jörg Gerke Foto: Jasper

Spitzenfunktionäre und Subventionen  

Im Rahmen der Transparenz-Initiative zur Offenlegung und Umschichtung der 
EU-Direktzahlungen an Betriebe der Ernährungsindustrie/ des Agribusiness und 
an Agrar-Großbetriebe hat der Umweltverband BUND die jährlichen „Subventi-
onsansprüche der Spitzenfunktionäre des Deutschen Bauernverbands (DBV) und 
der Deutschen Landwirtschaftsgesellschaft“ (DLG) recherchiert und aufgelistet.

Die Spitzenreiter und die von ihnen geleiteten Betriebe (in Klammern: wichtige 
Zusatzfunktionen):
1. Nehring/Isermeyer (DLG) mit 2312 ha und 690.000 € (Nordzucker, Innoplanta);
2. von dem Bussche (DLG) mit 2300 ha (Teilhaber) und 719.000 € (KWS);
3. Rimpau (DLG) mit 1600 ha und 719.000 € (Arable Farmers);
4. von Plate (DLG) mit 1300 ha (Teilhaber) und 340.000 €;
5. Folgart (DBV) mit 1150 ha (Agrar-GmbH) und 370.000 € (ZMP, R+V); 
6. Siebers (DLG) mit 145 ha und 100.000 € (IVF, FUGATO, R+V);
7. Hilse (DBV) mit 330 ha und 99.000 € ( VION, UNIKA, CMA, DLG);
8. Ehlen (DLG) mit 250 ha und 70.000 € (VION, CMA, R+V) – Helmut Ehlen ist 
nicht identisch mit dem derzeitigen niedersächsischen Agrarminister Heiner 
Ehlen. 
 
Die Zusammenstellung des BUND zeigt auf, dass die Funktionäre dieser Ver-
bände durchweg wesentlich größere Betriebe als die große Zahl der Verbands-
mitglieder bewirtschaften. Enthalten sind auch Angaben über wichtige Posten 
aller Bauernverbands-Landesvorsitzenden über die vielfältigen Verflechtungen 
mit dem Agribusiness. Daraus lassen sich Schlüsse ziehen, wovon deren Interes-
senvertretung vorrangig geleitet sein könnte... gf 

verteilungsstrategie zu verfolgen, die allen 
Landnutzern einen gleichberechtigten Zu-
gang bietet, hat die BVVG gezielt und be-
wusst eine ungesunde Verteilung der Flä-
chen betrieben und die vielen zigtausend 
Hektar Land einigen Wenigen viel zu billig 
verschachert.

Eigene Erfahrungen
Als konkretes Beispiel Anfang der 90er Jahre 
schilderte der Neueinrichter Franz-Joachim 
Bienstein die Situation seines Hofes in Me-
cklenburg-Vorpommern. Mehrere Versuche, 
bei BVVG-Vergabeverfahren berücksichtigt 
zu werden, schlugen fehl und so blieb zur 
weiteren Betriebsentwicklung nur der freie 
Flächenmarkt. Dort wurde (noch zu DM-
Preisen) der Hektar Ackerland für 10.000 
DM veräußert, während die BVVG für 
gleichwertiges Land nur 2.000 DM haben 
wollte; aber selbstverständlich nur von ihren 
„Exklusivkunden“.
Helmut Peters, Neuland Bauer und eben-
falls aus Mecklenburg-Vorpommern, for-
derte zu mehr Eigenverantwortlichkeit auf. 
Neben den Ostdeutschen Agrar-Subventi-
onsbesonderheiten zählt zur üblichen Pra-
xis, dass häufig die MitarbeiterInnen einer 
LPG für 3 Monate im Winterhalbjahr Ar-
beitslosengeld beziehen.

kostenrisiko für die AbL, im Falle eines 
Scheiterns, sehr hoch ist.

„Jahrmarkt“ ländlicher Raum
Das rahmengebende Zukunftsforum Länd-
liche Entwicklung des BMELV spiegelte ein-
drücklich die Themen- und Meinungsvielfalt 
zur Regionalentwicklung in Deutschland. 
Über die wahren Beweggründe des Ministeri-
ums für die Neu- bzw. Wiederentdeckung des 
Themas darf spekuliert werden. Informierte 
Kreise vermuten klare (Förder-) Signale aus 
Brüssel als Hauptmotor der Renaissance.
Zuletzt sei ein Wort zur Diskussionskultur 
auf dem Zukunftsforum gestattet. Der Mo-
derator einer anderen Diskussionsrunde, der 
einleitend vom „Jahrmarkt“ ländlicher 
Raum sprach, gab all seinen zweifellos sehr 
wichtigen Podiumsteilnehmern das Wort zu 
einem „kurzen“ Statement. Nach 2,5 Stun-
den blieb weder Zeit für eine Diskussion auf 
dem Podium, noch für Fragen der Zuhörer.
Etwas schade war auch, dass das BMELV 
den AbL-Beitrag nicht in die abschlie-
ßende, moderierte Podiumsdiskussion in-
tegrieren wollte. Horst Seehofer hätte wohl 
große Mühe gehabt, die weiße Weste der 
BVVG unbefleckt zu belassen.

Uwe Schreiber
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Rehhahn der Bestechung beschuldigt 
Der Ex-Agrarminister von Sachsen-Anhalt und jetzige Agrarindus-
trie-Berater Helmut Rehhahn ist von der Staatsanwaltschaft Magde-
burg wegen Bestechung angeklagt worden. Er soll der Bürgermeis-
terin des Ortes Mahlwinkel Ende 2005 zweimal je 10.000 Euro dafür 
angeboten haben, dass sie den Gemeinderat für eine geplante Rie-
sen-Schweinemastanlage einnimmt. Rehhahn steht schon seit län-
gerem im Dienste des holländischen Agrarindustriellen Harry van 
Gennip und anderer Investoren, die in Ostdeutschland systematisch 
Mega-Agrarfabriken aufbauen. In Allstedt (Landkreis Mansfeld-Süd-
harz) scheiterten diese Pläne am Widerstand vor Ort. In Gerbisbach 
(Landkreis Wittenberg) wirft die dortige Bürgerinitiative dem Inves-
tor und Rehhahn Betrug durch einen gefälschten Vertrag vor, die 
Staatsanwaltschaft ermittelt. Rehhahn hatte seinen Posten als 
Agrarminister verloren, nachdem er ins Gerede gekommen war, 
seine Familienangehörigen bei der Vergabe von Subventionen 
begünstigt zu haben. Bei der letzten Landtagswahl scheiterte er 
denn auch mit seinem Versuch, einen Platz auf der SPD-Landesliste 
zu bekommen. en

Neue Pläne für Agrarkonzern
AgroEnergy AG – so heißt ein neues Unternehmen, das durch Kauf 
und Pacht von billigen ostdeutschen Agrarflächen einen neuen 
Agrarkonzern aufbauen will. 15 Betriebe mit insgesamt 18.000 
Hektar will man in den nächsten vier bis fünf Jahren zusammenkau-
fen und sucht dafür risikofreudige Kapitalgeber. 
Hinter dem Projekt stehen – mit bisher 70 Prozent der Anteile – die 
Unternehmer Frowein & Spilker der hamburgischen „Business Deve-
lopment GmbH & Co.KG. In den Aufsichtsrat hat man sich den 
Kieler Professor Karsten Witt geholt, Tom Blades als Geschäftsfüh-
rer der Sunfuel-Firma Choren und Michael Prinz zu Salm-Salm als 
Präsidenten des Grundbesitzerverbands. Als Berater, Flächensucher 
und weiterer Anteilseigner (30 %) fungiert die Graf von Westpha-
len GmbH, Meschede. Deren Eigner, Matthias Graf von Westphalen, 
ist einer der größten Grundeigentümer und Subventionsempfänger 
in der deutschen Landwirtschaft: Mit seinen Gütern Dinkelburg, 
Fürstenberg, Laer, Rixdorf und Böken bewirtschaftet er in NRW, 
Schleswig-Holstein und Mecklenburg mehrere tausend Hektar, z. T. 
auch unter den Namen „Agricola“ oder „BTB KG“. Die angege-
benen Ziele, eine Wertsteigerung von mehr als 70 Prozent in zehn 
Jahren, unter anderem aufgrund der anstehenden Bodenwertstei-
gerungen, nennt die Financial Times Deutschland „verwegen“. en

Danone-Agrar fabriken
Der französische Milchkonzern Danone untersucht den Aufbau von 
Megaställen mit Hilfe von Finanzinvestoren, wobei eine algerische 
Milchviehfarm mit 32.000 Kühen als Musterprojekt gilt. Laut agri-
holland will Danone so den steigenden Milcherzeugerpreis auffan-
gen, die Transportkosten reduzieren und die Milchqualität besser 
kontrollieren. Die Pläne beziehen sich zunächst auf Algerien und 
Südafrika. pm

Umweltaktivist  freigesprochen
Der philippinische Arzt und Toxikologe Romy Quijano wurde von 
Schadensersatzansprüchen, die das Unternehmen Ladeco an ihn 
gestellt hatte, freigesprochen. Ladeco gehören Bananen-Plantagen 
auf der philippinischen Insel Mindanao. Quijano hatte dort recher-
chiert und bei Arbeitern und Anwohnern erhebliche Gesundheits-
belastungen durch auf den Plantagen eingesetzte Pestizide von 
Bayer und DuPont festgestellt. Der Plantagenbesitzer leitete 2003 
als Berater des philippinischen Landwirtschaftsministers die Pestizid-
Regulierungsbehörde. Auch deshalb hatten Umweltorganisationen 
aus aller Welt während der laufenden Klage gegen den offensicht-
lich politisch motivierten Prozess protestiert. pm
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Im Dialogprojekt von „Brot für die Welt“ 
und der AbL laufen in den kommenden 

Wochen politische Veranstaltungen in 
ganz Deutschland – von und mit Bäue-
rinnen und Bauern aus Nord und Süd.
„Kein Patent auf Saatgut und genetische 
Ressourcen“, schreibt Shahidul Islam aus 
Bangladesch, der die Bauernorganisation 
Unnayan Dhara vertritt. „In Kenia hat der 
Import von künstlich verbilligten Milch-
produkten aus der EU dazu beigetragen, 
dass kleine Milchbetriebe aufgeben muss-
ten“, gibt Philip Ombidi von der Organi-
sation Inter Dioceasan Christian Commu-
nity Services in Kenia zu bedenken. „Die 
EU muss die Dumpingeffekte der Direkt-
zahlungen – aller Direktzahlungen! – durch 
eine effektive Staffelung abbauen, bei der 
auch die Kosten für landwirtschaftliche 
Arbeitskräfte berücksichtigt werden“, fügt 
Maria Heubuch, Milchbäuerin im Allgäu 
und AbL-Bundesvorsitzende, hinzu. 
Seit einem Jahr analysieren Bäuerinnen und 
Bauern aus Deutschland mit Vertreterinnen 
von Bauernorganisationen aus Asien, Afrika 
und Lateinamerika und der Bauernbewe-
gung La Via Campe-
sina die EU-Agrar- 
und Handelspolitik 
und formulieren ge-
meinsame Forde-
rungen. Die Ergeb-
nisse werden in die 
öffentliche Diskus-
sion des laufenden 
Health-Checks (Ge-
sundheitsprüfung) 
der EU-Agrarpolitik 
eingespeist. Diesen 
Dialog initiieren Brot 
für die Welt und die 
AbL gemeinsam in 
dem Projekt „Dialog 
zwischen Nord und 
Süd“.

Debatten in Bauernstuben
Vom 25. Februar bis zum 8. März kom-
men acht Vertreter von Bauernorganisati-
onen aus Brasilien, Peru, Nicaragua, Ke-
nia, Kamerun, Bangladesh, Sri Lanka und 
von den Philippinen nach Deutschland und 
reisen aufgeteilt in zwei Gruppen für eine 
Woche durch Schleswig-Holstein und Nie-
dersachsen. Dort besuchen sie Bauernhöfe, 
Molkereien, diskutieren mit der Gentech-
nikbewegung und entwicklungspolitischen 
Organisationen. 
Die Bäuerinnen und Bauern in den Regi-
onen bereiten die Begegnung mit den Dia-
logpartnern aus dem Süden schon lange 
vor. Ulrike Hellberg-Manke lädt die Gäste 
aus Südamerika am Donnerstag, 28. Feb-
ruar, zu einer Besichtigung auf ihren fami-

liären Milchbetrieb nach Verden ein. Am 
darauf folgenden Tag organisiert Gernot 
von Beesten von 15 bis 17 Uhr eine öffent-
liche Diskussionsrunde mit der regionalen 
Gentechnikbewegung auf seinem Hof in 
Vahlde. Dabei werden Erfahrungen und 
Informationen mit den südamerikanischen 
Bauernvertreterinnen ausgetauscht. Zur 
gleichen Zeit reist eine Gruppe aus Afrika 
und Asien durch Schleswig-Holstein, um 
etwa mit Bernd Voß in Wilster einen Dis-
kussionsabend in der Kirchengemeinde im 
Dorf durchzuführen, 28. Februar von 19 
bis 21 Uhr. Am Samstag, den 1. März, 
treffen die Dialogpartner aus dem Süden 
Matthias Stührwoldt in Stolpe, um mit 
ihm über Landwirtschaft und Literatur zu 
diskutieren.

Podiumsdiskussionen mit der Politik
Unterstützt werden die Bäuerinnen und 
Bauern von diversen anderen Organisati-
onen in der Region wie etwa von aktiven 
Milchbauern des Bundesverbandes der 
Deutschen Milchviehhalter (BDM), von 
Vertretern der Kirche, von FIAN Göt-

Bauern aus aller Welt reden mit
Internationaler Besuch bei „Brot für die Welt“ und AbL

Auch die Milch- und Käseproduktion z. B. in Ecuador braucht eine Chance.
 Foto: Redaktion

tingen und Hamburg, von Germanwatch 
und vielen mehr. Die regionalen Gruppen 
begleiten den Dialogprozess und bereiten 
etwa die großen öffentlichen Fachge-
spräche zur Agrarpolitik am 3. März in 
Göttingen und Rendsburg vor. In Berlin 
schließt sich am 6. März eine Internatio-
nale Tagung zum Dialog zwischen Nord 
und Süd an, damit die Bäuerinnen und 
Bauern ihre Dialogergebnisse mit poli-
tischen Entscheidungsträger diskutieren 
können und den Health-Check aktiv mit-
gestalten (nähere Infos zu den Veranstal-
tungen auf S. 22).

Berit Thomsen
Mehr Informationen erhalten Sie in der 
Bundesgeschäftsstelle: 02381/9053172 
oder per Email: thomsen@abl-ev.de
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In der aktuellen Situation, die den 
Meldungen der Verbände und Groß-

händler zur Folge vor allem durch eine 
zu geringe Produktion in Deutschland 
geprägt ist, wird schnell die Entwick-
lung der Biobranche vergessen. Allein 
im letzten Jahr haben 81 neue Fach-
märkte eröffnet. Die Fläche der neuen 
Märkte beträgt zusammen 36.840 m². 
Vor allem die  Märkte  der Filialisten 
zeichnen sich durch überdurchschnitt-
lich große Läden aus. Angeführt von  
Erdkorn mit 1.000 m² folgt Basic mit 
744 m² und Alnatura mit durchschnitt-
lich 605 m².  

Es war einmal
Dabei fing alles ganz klein an. Kleine 
Hofläden, nur wenige Tage in der Wo-
che geöffnet, weil Bauer oder meist 
Bäuerin den Laden noch neben der All-
tagsarbeit auf dem Betrieb erledigen 
musste. Die ersten Bioläden wurden 
Anfang der 70er Jahre gegründet. 
Kleine, gemütliche Läden mit Holzre-
galen in Seitenstraßen. Bio war ein 
Randphänomen. Die Zahl der Läden 
blieb begrenzt, auch wenn es mit der 
Gründung von Denree 1974 sogar 
schon einen ersten Bio-Großhändler 
gab.

langsames Wachstum
Daran sollte sich für längere Zeit nichts 
ändern. Erst seit Ende der 80er Jahre 
steigt die Zahl der Biohöfe an. Wäh-
rend neue Betriebe zuerst vor allem 
dem Bioland-Verband angehören, steigt 
seit Beginn der 90er Jahre auch die 
Zahl der Naturland-Betriebe. Der 1991 
in Mecklenburg-Vorpommern gegrün-
dete Verband Biopark  wächst schnell 
und wird nach wenigen Jahren zum 
zweitgrößten (nach Fläche) Anbauver-
band in Deutschland. Die Möglichkeit, 
nach der im Jahr 1991 eingeführten 
EU-Ökoverordnung zu produzieren, 
nutzten zu Beginn nur wenige Land-
wirte. Erst die Einführung des auf der 
EU-Ökoverordnung basierenden Deut-
schen Bio-Siegels und vor allem die be-
gleitende Werbe-Kampagne der Grünen 
Landwirtschaftsministerin Renate Kün-
ast führte zu einem schnellen Anstieg 
der so bewirtschafteten Fläche. Im Jahr 
2006 produzierten 7.637 Betriebe nach 
EU-Richtlinien während 9.645 Betriebe 

in Verbänden organisiert waren. Auf-
grund der geringeren Betriebsgröße der 
EU-Bio-Betriebe ist deren bewirtschaf-
tete Fläche aber nur halb so groß wie 
die der nach Verbandsrichtlinien pro-
duzierenden. Die große Zahl der neuen 
Betriebe führte zu einem wachsenden 
Angebot an Bio-Ware, die damit auch 
für einen Markt außerhalb des Biofach-
handels verfügbar wird. Das Resultat 
war der schrittweise Einstieg des kon-
ventionellen Lebensmittelhandels. Vor-
reiter im konventionellen Einzelhandel 
war REWE, die schon 1988 die Han-
delsmarke Füllhorn entwickelte.

Bio beim Discounter
Erst seit kurzer Zeit sind die Discoun-
ter im Biosegment tätig. Zu den be-
kanntesten Marken zählt das seit 2002 
existierende Bio Bio von Plus. Als Jahr 
des Einzugs von Bio bei den Discoun-
tern kann das Jahr 2006 gesehen wer-
den. Im Frühjahr 2006 führte Lidl seine 
Handelsmarke Bioness ein. Es folgten 
Norma (Biosonne) und Penny (Natur-
gut). Aldi hat gleich zwei eigene Bio-
marken etabliert: PrimaBio bei Aldi-
Süd und BioSmiley bei Aldi-Nord. Bei 
den Discountern ist nahezu ausschließ-
lich Ware mit EU-Zertifizierung zu be-
kommen. Diese ist aufgrund der gerin-
geren Standards günstiger und auch in 
größeren Mengen zu beziehen, ohne 
auf die besonderen Handelsstrukturen 
der Biobranche angewiesen zu sein. 
Nicht selten aber war es in der Vergan-
genheit ein Überschuss an Verbands-
ware, der über die Discounter abfloss. 
Wie bei vielen anderen Produkten ist  
Individualität und Unterscheidbarkeit 
von den Discountern nicht gewünscht. 
Die Erzeuger werden damit unsichtbar 
und  austauschbar. Ein Trend, der 
durch die an Bedeutung zunehmenden 
Bio-Eigenmarken verstärkt wird. Schon 
seit langem warnen die Kritiker deshalb 
vor der Konventionalisierung der Bran-
che. Die steigende Nachfrage hat aber 
noch andere Auswirkungen auf Produ-
zenten und Vermarktungsstrukturen. 
Die Nachfrage  ist inzwischen so groß, 
dass es die Lieferkapazität der Groß-
händler und der Vermarktungsorgani-
sationen der Verbände an ihre Grenzen 
führt bzw. übersteigt. Aber nur wer lie-
fern kann wird sich in Zukunft als po-

tenter Marktpartner etablieren. Kon-
kurrenz kommt derzeit vor allem aus 
dem Ausland. Eine Reaktion der Ver-
bände ist es, ausländische Ware unter 
dem eigenen Verbandslogo zu zertifi-
zieren. So bleibt man lieferfähig und 
verhindert, dass Importe von EU-Bio 
den Markt überrollen. 

Beginn einer Diskussion?
Das rasante Wachstum sorgt für 
schnelle Veränderungen von Strukturen 
und Werten, ohne dass die Beteiligten 
auf den verschiedenen Ebenen immer 
damit einverstanden wären. So ist der 
Bioland-Verband derzeit bemüht, seine 
Strukturen den neuen Anforderungen 
anzupassen. Neben verbandsinternen 
Macht- und Strukturveränderungen 
werden die sich ändernden Umgangs-
formen und die Wertigkeit des Ver-
bands diskutiert. Der Versuch, die 
große Nachfrage am Markt zu befrie-
digen und damit die Bedeutung des Sie-
gels weiter zu steigern, führt zwangs-
läufig zu Brüchen, da der sprunghafte 
Anstieg der Nachfrage nicht von um-
stellenden Betrieben begleitet wird. 
Neue Betriebe, so scheint es, können 
nur gewonnen werden, wenn man sich 
für neue Strukturen öffnet. Ob und 
wieweit deshalb von eigenen Werten 
und Vorstellungen Abstand genommen 
und die Richtlinien der jeweiligen 
Marktsituation angepasst werden dür-
fen, ist umstritten.

nicht auf Verbände beschränkt
Gleich in mehreren Beiträgen beschäf-
tigt sich der kritische Agrarbericht 
2008 mit dem Thema Umbruch, Werte 
und Fairness im Biohandel. Dabei wird 

deutlich, dass die Notwendigkeit be-
steht, traditionelle Werte zu sichern 
und um neue zu erweitern. Vor allem 
Fairness wird inzwischen immer stärker 
als ein zusätzliches Element diskutiert. 
Naturland  und Demeter entwickeln 
derzeit eigenständige Konzepte, um ei-
nen fairen Umgang auch in Zukunft 
sicher zu stellen. Bei Naturland wird 
nicht ausgeschlossen, dass die jetzt ent-
wickelten Standards in Zukunft auch 
Teil der Verbandsrichtlinien werden. 

Der Markt differenziert sich
Schon jetzt haben die Handelsmarken, 
sowohl der Fachhändler als auch des 
konventionellen Lebensmitteleinzelhan-
dels, eine dominante Position am 
Markt. Selbst bei Verbandsware sind 
die Handelsmarken in aller Regel deut-
lich günstiger als die Eigenmarken der 
Produzenten. Aus Sicht der Verbände 
besteht die Gefahr, dass ihre zusätz-
lichen Leistungen an Bedeutung verlie-
ren. Zusätzlich drängt durch die schnell 
gestiegene Nachfrage viel Bioware aus 
anderen Ländern außerhalb der EU bis 
hin zu China auf den deutschen Markt. 
Die Strategie der Verbände, allen voran 
von Bioland, die eigenen Produkte zu 
einem Bio Plus oder Prämium Bio zu 
entwickeln, wird, wenn sie gelingt, zu 
einer Marktdifferenzierung führen. Al-
lerdings muss es hierfür gelingen, dem 
Produzenten, Verarbeiter und Kunden 
den durch den Verband geschaffenen 
Mehrwert zu vermitteln. Es bleibt span-
nend, wie die Verbände diesen Heraus-
forderungen begegnen und ob sich in 
Zukunft neue Nischen auftun, die von 
neuen Pionieren besetzt werden.

mn

Biomärkte
Vom Hofladen in den Supermarkt

In den vergangenen Jahren erfährt der Biomarkt einem Boom, den Viele 
erhofft haben. Biolebensmittel sind inzwischen nicht mehr nur in Hof-
läden, Bioläden und Biosupermärkten erhältlich, sondern sind zum 
festen Programm der konventionellen Lebensmittelmärkte bis hin zu 
den Discountern geworden.

 ©BLE, Bonn/Foto: Dominic Menzler
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Auf gleicher Augenhöhe miteinander handeln 
die fair & regional-Charta für Bio in Berlin-Brandenburg

So weich wie es auch im Moment noch 
ist, es ist doch wertvoll, weil es Pro-

zesse anregt“ sagt Joachim Weckmann 
von der Bäckerei Märkisches Landbrot 
und eine der treibenden Kräfte hinter dem 
Projekt „fair und regional“ in Berlin-Bran-
denburg. Die Fachhandelskundschaft 
wolle so ein Zeichen, eine regionale, faire 
Zusatzqualifizierung der Produkte, das 
ergebe sich aus Erhebungen und Ge-
sprächen. Es mangele aber noch daran, 
die Wertschöpfungskette vom Bauern, 
Verarbeiter bis zum Handel hintereinan-
der zu bekommen, es mangele an Geld, 
Zeit, Professionalität in der Umsetzung. 

„Das Projekt lebt noch nicht“, sagt Weck-
mann und, dass man sich an den Worten 
nun mit Taten messen lassen müsse. Denn: 
„Dem ökologischen Landbau ist immer 
schon eine hohe Kompetenz in der Be-
rücksichtigung der sozialen Frage zuge-
schrieben worden, das muss auch aktiv 
gefüllt werden, sonst hat es irgendwann 
keine Berechtigung mehr.“
Auch für Stefan Palme, Biolandbauer 
und Mitunterzeichner der fair & regio-
nal-Charta steht außer Frage, dass diese 
zusätzlichen Qualitätskriterien zukünftig 
an Bedeutung gewinnen werden. „Bio 
allein reicht nicht mehr in einem zuneh-

„Philosophie gemeinsamen  Wirtschaftens“

Die Ausdifferenzierung des Bio-
Markts ist für immer mehr Ak-

teure ein Anlass, sich neu mit der Frage 
zu beschäftigen, welche Ideale langfris-
tig verfolgt werden und für was „Bio“ 
im Vergleich zu konventionell erzeugten 
Lebensmitteln steht. Auch in der Re-
gion Berlin-Brandenburg fanden sich 
einige Unternehmerinnen und Unter-
nehmer der ersten Stunde – Landwirte, 
Verarbeiter und Fachhändler – zusam-
men, um sich darüber auszutauschen, 
wie der Bio-Fachhandel und die Ver-
bandsbetriebe sich gegenüber Bio in 
den Discountern abheben können. Ei-
nigkeit bestand darin, dass sich vor 
allem der Umgang der Akteure entlang 
der Wertschöpfungskette von den her-
kömmlichen anonymen Handelsbezie-
hungen unterscheidet. So ist es in Ber-
lin-Brandenburg schon seit Jahren in 
einigen Produktbereichen (z. B. Ge-
treide, Kartoffeln) üblich, sich regelmä-
ßig zusammen zu setzen und sich über 

verbindliche Liefermengen, notwendige 
Qualitäten und die gegenseitigen Preis-
vorstellungen zu verständigen. Diese 
Gespräche ermöglichen den Verarbei-
tern und dem Handel Einsicht in die 
Produktionsbedingungen vor Ort; um-
gekehrt erhalten die Landwirte Einblick 
in die sich ständig verändernden Not-
wendigkeiten des Handels. Es wurde 
beschlossen, für diese Art „Handel auf 
gleicher Augenhöhe“ verbindliche Kri-
terien in einer fair & regional-Charta 
festzulegen.

Es geht los!
Am 15. März 2007 wurde die fair& 
regional-Charta von 14 Gründungsmit-
gliedern unterschrieben, mittlerweile ist 
die Zahl der Betriebe auf 18 angewach-
sen. Vertreten sind landwirtschaftliche 
Erzeuger unterschiedlicher Größe, Ver-
arbeitungsbetriebe wie eine Mühle und 
Bäckereien und auf der Handelsseite 
Erzeugergemeinschaften, ein regionaler 

Großhändler und Bio-
Supermärkte.
Als nächster Schritt wurde 
ein Logo zur Kennzeich-
nung der Produkte krei-
ert. Die unterzeichnenden 
Betriebe verpflichten  sich, 
die Kriterien für das ge-
samte Unternehmen 
einzuhalten und können 
dann damit werben, dass 
sie Unterzeichner sind. 
Ein Produkt kann dann 
mit dem Logo ausgezeich-
net werden, wenn min-
destens der landwirt-
schaftliche Betrieb und 
die nächste darauf fol-
genden Stufe – also Han-
del oder Verarbeiter – die 
Charta unterschrieben ha-
ben. Für Konfliktfälle hat 
die Gruppe der Unter-
zeichner/innen einen Ver-
gabe-Ausschuss gewählt, 
der dafür verantwortlich 
ist, Beschwerden zu prü-
fen und moderierend ein-
zugreifen. 

Kontinuierliche Herausforderung
Die teilnehmenden Unternehmen ver-
sprechen sich von der fair & regional-
Charta zunächst, dass sie Qualitäten 
des Umgangs miteinander sichtbar ma-
chen kann, die in der Region schon 
länger praktiziert, bisher aber kaum an 
die Kunden kommuniziert wurden. 
Zum anderen stellt die Charta für die 
Betriebe eine kontinuierliche Heraus-
forderung da, sich mit sozialem und 
ökologischem Engagement abzuheben. 
Dass die Kriterien z.T. gut geeignet 
sind, um über betriebliche Schwachstel-
len nachzudenken – vom alten Fuhr-
park über den Bezug von Ökostrom bis 
zum Umgang mit Saisonarbeitern – 

wurde in den häufig sehr lebendigen 
Diskussionen bereits deutlich. Gerade 
in Berlin-Brandenburg ist die Charta 
aber auch ein Ansporn dafür, vermehrt 
regionale Produkte in die Regale zu 
bringen. So konnten durch die Kon-
takte der fair & regional-Partner unter-
einander bereits regionale Mehlsorten 
auf den Markt gebracht werden, ein 
regionaler Apfelsaft und Bier aus der 
Region sind in Vorbereitung. 

Martina Schäfer, Joachim Weckmann, 
Jakob Ganten, Axel Wirz

Mehr Informationen unter www.fair-
regional.deRollende Werbung für die fair und regional Initiative in Berlin-Brandenburg

 Foto: Martina Schäfer

Kriterien der fair & regional-Charta
Handelsbeziehungen
• verbindliche Abnahme- und Lieferverträge
•  gemeinsame Anbau- und Mengenplanung
•  Preise im oberen Drittel des marktüblichen Durch-

schnittspreises
• gegenseitige Unterstützung in Notlagen

Soziales
•  Ausbildungsplätze schaffen und erhalten
•  betriebliche Weiterbildungsmaßnahmen anbieten
•  regionale Sozialprojekte unterstützen
•  Maßnahmen der Wissens- und Erfahrungsvermittlung

Umwelt
•  erneuerbare Energien unterstützen und einsetzen
• Verpackungsmüll reduzieren
•  Umweltaktivitäten veröffentlichen

Transparenz
•  Transparenz in den Betrieben schaffen
•  Information der Öffentlichkeit über das eigene Handeln
•  Stellung zu regionalen Themen beziehen

Regionalität
•  regionale Rohstoffe beziehen (80% des Hauptrohstoffs)
•  regionale Hersteller unterstützen
•  regionale Produkte kenntlich machen
•  die Vorteile der Regionalität kommunizieren

mend anonymer werdenden Markt mit 
immer mehr EU-Bio und Auslandsware.“ 
Er wollte mit der Unterzeichnung der 
Charta mehr in der Region präsent sein, 
nicht austauschbar mit irgendwem auf 
dem Weltmarkt. Auch er sieht den zöger-
lichen Start der Marke am Markt – aber 
fast genauso wichtig wie die Wirkung als 
ein Marketinginstrument ist für ihn eine 
Wirkung der Charta nach innen, in sei-
nen Betrieb. Die Auseinandersetzung mit 
der Projektgruppe und den debattierten 
Inhalten regte die Frage an: „Was mache 
ich eigentlich, wo stehe ich?“ Einfluss auf 
den eignen Betrieb hat die Unterzeich-

nung der Charta bereits genommen: 
„Wir sind aktiv geworden in Sachen re-
generativer Energie, wollen uns transpa-
renter machen auf unserer Internetseite 
und wollen unsere Mitarbeiter stärker 
einbeziehen in Diskussionsprozesse, Be-
wusstsein entwickeln für das Ökothema. 
Unseren Verhandlungspartnern wollen 
wir verlässliche Partner sein.“ Natürlich 
fände er es schön, nun mit vielen Förder-
mitteln ausgerüstet die Marke „fair und 
regional“ aufzubauen, aber gut ist das 
Projekt auch als: „Philosophie für uns, 
wie wir wirtschaften wollen.“
 cs
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Herr Schmeiser, wie ist die Situation 
in der Landwirtschaft in Kanada? 
Gibt es ein Höfesterben wie in Eu-
ropa?
Weil viele junge Menschen nicht auf 
den Betrieben bleiben, werden die Far-
men immer größer und größer. Und 
auch in unserer Region sind Farmen 
mit 1.000 ha oder 2.000 ha nichts Un-
gewöhnliches mehr. Diese Betriebe ma-
chen ausschließlich Ackerbau. Auch die 
viehhaltenden Betriebe, Schweine- und 
Rinderfarmen werden immer größer. 
Ställe mit 5.000 oder 10.000 Schwei-
nen sind nichts Ungewöhnliches. Diese 
Entwicklung macht es für die kleineren 
Schweine- und Rinderfarmer sehr 
schwierig, in Zukunft zu bestehen.

Sie waren selbst Farmer. Wie groß 
war Ihr Betrieb? Hatten Sie Tiere, was 
haben Sie angebaut?
Unsere Farm liegt in Westkanada und 
ist ungefähr 650 ha groß. Wir waren 
immer, was man in Kanada „Grain-
farmers“ nennt, hatten also keine Rin-
der oder Schweinehaltung. An Getreide 
haben wir Weizen, Hafer und Gerste, 
aber vor allem unterschiedliche Raps-
sorten angebaut. 

Wie ist die aktuelle Situation ihrer 
Farm? Sie sagten, Sie haben einen Teil 
verpachtet?
Seit meine Frau und ich im Rentenalter 
sind, haben wir das Land an unsere 
Nachbarn verpachtet. Die meisten un-
serer Nachbarn sind wie wir Ackerbau-
ern. Eine Parzelle von 57 ha haben wir 
behalten, damit wir den Status als Far-
mer behalten können.

Als Monsanto Sie mit dem Ergebnis 
konfrontierte, dass Spuren des gen-
technisch veränderten und paten-
tierten Saatguts auf Ihren Flächen 
gefunden worden sind, wieso haben 
Sie damals die Strafe nicht einfach 
gezahlt, sondern sich der Auseinan-
dersetzung gestellt?
Ich denke, am Anfang haben wir gar 
nicht richtig realisiert, in welcher Situ-
ation wir uns befanden. Vielleicht hät-
ten wir uns mit Monsanto einigen 
können. Was wir aber nicht akzeptie-
ren wollten war, dass wir uns ver-
pflichten sollten, nicht über den Vor-
gang und die Vereinbarung zu reden. 
Das störte uns. Uns war klar, dass wir 
unsere Meinungsfreiheit nicht aufge-
ben konnten. Das ist einer der Haupt-
gründe. Kein Unternehmen hat das 
Recht, die Meinungsfreiheit zu kont-
rollieren.

Woher nehmen Sie Ihre Motivation in 
diesem Kampf?
Was uns viel geholfen hat war unser 
christlicher Glauben. Wir beide haben 
einen sehr strengen religiösen Hinter-
grund. Der hat uns im Kampf mit Mon-
santo sehr geholfen.

Sie sagten, dass Ihr Fall Konsequenzen 
für die derzeitige Diskussion in Ka-
nada hatte?
Das stimmt. Während meines Prozess 
wurden viele Informationen öffentlich, 
die bisher nicht zugänglich gewesen 
waren. Dabei stellte sich heraus, dass 
die kanadische Regierung gemeinsam 
mit Monsanto gv-Pflanzen entwickelte. 
Das war eine große Überraschung. Und 
wir fanden auch heraus, dass die kana-
dische Regierung für jedes Bushel (US 
Volumenmaß, ca. 35 Liter) GVO, die 
verkauft wurde, eine Gebühr bekam. 
Sie können sich den Aufruhr denken, 
der daraufhin einsetzte. Die Regierung 

richts entgegen zu nehmen. Meine Frau 
drehte sich um, schaute zu unserem 
Haus und sagte „Ich hoffe ich habe 
heute Nacht noch ein Dach über dem 
Kopf.“ Vielleicht können Sie sich jetzt 
die Anspannung vorstellen.

Woher kamen die vielen tausend Dol-
lar für die Gerichts- und Anwaltsko-
sten?
Das Geld bekamen wir, indem wir un-
ser Farmland beliehen. Und dann baten 
wir um Hilfe. Überall auf der Welt ha-
ben uns Organisationen und Einzelper-
sonen unterstützt.

Die Auseinandersetzung ist aber noch 
nicht zu Ende. Umgekehrt haben jetzt 
Sie Monsanto verklagt. 
Zwei Jahre nach dem ersten Fall wurde 
unser Feld erneut verunreinigt. Wir 
bauten auf diesem Feld Senf an. Mon-
santo wies nach, dass auf diesem Feld 
auch gv-Raps wuchs. Wir forderten 

Die Rechnungen schickten wir Mon-
santo. Die haben nicht gezahlt und wir 
gingen vor Gericht.

Wie ist die Situation der GVO in Ka-
nada?
Die Erfahrungen zeigen, dass es über-
all, wo gentechnisch veränderte Sorten 
eingeführt wurden, ein Disaster gab. 
Die Erträge gingen zurück, neue Supe-
runkräuter entstanden und der Einsatz 
giftiger Pflanzenschutzmittel stieg. Al-
lerdings wurden in den vergangenen 12 
Jahren keine neuen GVO‘s mehr einge-
führt.

Warum investieren die Unternehmen 
so viel in gentechnisch veränderte 
Pflanzen?
Es geht nicht darum, den Hunger der 
Welt zu bekämpfen, wie oft behauptet 
wird. Es geht nicht um die Steigerung 
der Erträge. Es geht einzig darum, das 
Saatgut zu kontrollieren. Das ist worum 
sich alles dreht. Kontrolle!

Wie ist die Stimmung unter den Far-
mern, unter den Nachbarn?
Inzwischen gibt es viel Misstrauen zwi-
schen den Nachbarn und unter den 
Farmern. Es wird zusätzlich von den 
Monsanto-Mitarbeiter geschürt, die die 
Frauen und Familien ausfragen, um zu 
erfahren, was die Farmer machen.

Wie ist das Verhältnis zu Ihren Nach-
barn? Einer davon ist für die Verun-
reinigung auf Ihren Felder verant-
wortlich.
Ich weiß, von wem die Verunreinigung 
kam. Es war in diesem Fall kein Pollen-
flug, sondern ist während dem Trans-
port passiert, weil er keine Plane auf 
dem Hänger hatte. Viele Leute haben 
mich immer wieder gefragt: Warum 
hast du deinen Nachbarn nicht ver-
klagt? Aber wie kannst du deinen 
Nachbarn verklagen, wenn ihr Freunde 
seid, gemeinsam feiert, die Kinder zu-
sammen Hockey spielen? Wie kann 
man so einen Nachbarn verklagen? 

Was denken die Kanadier über die 
Ablehnung der Gentechnik in Eu-
ropa?
Wir sind sehr froh, dass die Europäer 
sich gegen die Unternehmen zur Wehr 
setzen. Wir hätten in Kanada auch ein 
Moratorium haben sollen, um mehr 
testen zu können.

Vielen Dank für das Interview.
Sigrid Herbst

Im Kampf gegen den Konzern
Percy Schmeiser, der Träger des Right Livelihood Award, im Interview

beendete unmittelbar ihre Zusammen-
arbeit mit Monsanto.

Wie war es für Sie persönlich, Ihre 
Frau und Ihre Kinder?
Unser Glück war, dass wir, nachdem 
der Fall vor Gericht war, all die Forde-
rungen von Monsanto nicht bezahlen 
mussten. Wenn wir das hätten tun müs-
sen, wären wir finanziell total ruiniert 
gewesen. Ich werde nie vergessen, was 
meine Frau sagte, als wir zum Anwalt 
fuhren, um die Entscheidung des Ge-

Percy Schmeiser und IGN-Anwalt Matthias Miersch nach einer gemeinsamen Veranstaltung in 
Soltau Foto: Nürnberger

von Monsanto, dass sie den Raps von 
Hand entfernen. Ihre Bedingung war, 
dass wir einen Vertrag unterschreiben 
und darauf verzichten, Monsanto vor 
Gericht zu bringen und dass wir uns 
zum Schweigen verpflichten. Wir haben 
den Vertrag nicht unterschrieben und 
ich sagte zu Monsanto: „Sie haben Ihr 
Eigentum auf unserem Eigentum. Neh-
men Sie es weg.“ Monsanto weigerte 
sich, die Pflanzen zu entfernen, wenn 
wir den Vertrag nicht unterzeichnen. 
Also ließen wir die Pflanzen entfernen. 
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Eigentlich ist der Fall ganz einfach: 
Zwei landwirtschaftliche Betriebe in 

Sachsen hatten eigenes Erntegut der blauen 
Lupine und wollten dies im Folgejahr wie-
der aussäen. Sie ließen es vom Aufbereiter 
Hans-Jürgen Wahl aufbereiten. Danach 
stellten sie fest, dass die blaue Lupine nicht 
in den Listen auftaucht, die die Saatgut-
treuhand-Verwaltungs GmbH (STV) im 
Zusammenhang mit ihren Auskunftsersu-
chen zur Erhebung der Nachbaugebühren 
verschickt. (Mittlerweile ist die blaue Lu-
pine dort übrigens aufgenommen und 
kann damit ganz unproblematisch nachge-
baut werden.) Damals war ihnen damit 
jedenfalls klar, dass ein Nachbau verboten 
ist. Da sie die Partien dennoch gerne aus-
säen wollten, kontaktierten sie den Züch-
ter und baten um eine individuelle Geneh-
migung zur Aussaat. Diese wurde ihnen 
erteilt, eine Lizenzgebühr ihnen gegenüber 
erhoben und gezahlt. Die blaue Lupine 
landete auf dem Acker. So weit so gut, 
sollte man meinen. Hätte nicht der Aufbe-
reiter Wahl plötzlich eine Klage der STV 
in seinem Briefkasten gefunden. Ihm wird 
von Seiten der Pflanzenzüchter eine Verlet-
zung ihrer Sortenschutzrechte vorgewor-
fen. Damit klagen sie auf Unterlassung, 
Auskunft, Rechnungslegung und Scha-
densersatz. Es ist gradezu verrückt: „Erst 
erteilen sie eine Genehmigung zum Anbau 
und dann schreien sie: Sortenschutzverlet-
zung“, sagt Hans-Jürgen Wahl. Man wirft 
ihm vor „fahrlässig Prüfungspflichten ver-
letzt“ zu haben, da er sich bevor er die 
Körner durch seine Aufbereitungsanlage 
hat laufen lassen, nicht schlau gemacht 
hatte, ob es sich um eine Art bzw. Sorte 
handelt, deren Nachbau erlaubt ist. Denn 
– so die Begründung der klagenden STV - 
beim Akt der Aufbereitung gab es die erst 
später erteilte Genehmigung des Züchters 
zum doch noch erlaubten Nachbau der 
blauen Lupine ja noch nicht. 

Blau oder Gelb?
Optisch anhand der Körner erkennen zu 
können, ob es sich in diesem Fall um die 
gelbe Lupine handelt, deren Nachbau er-
laubt ist oder um die blaue, deren Nach-
bau damals noch nicht erlaubt war, ist 
mindestens schwierig, wenn nicht unmög-
lich. Natürlich hätte der Aufbereiter seine 
landwirtschaftlichen Kunden fragen kön-
nen, entscheidender ist aber, hätte er es 
müssen? Nein, sagt das höchste europä-
ische Gericht, der EuGH eindeutig. Aufbe-
reiter sind nicht verpflichtet, sich darüber 
zu informieren, mit welchen Sorten sie es 
zu tun haben. Das Landgericht Leipzig 
und vor allen Dingen auch das Oberlan-
desgericht in Dresden sehen das allerdings 
anders. Sie ignorierten schlichtweg die 

Aussage des EuGH und auch einen ähnlich 
gelagerten Fall, der vor dem Oberlandes-
gericht in Düsseldorf verhandelt wird. Sie 
verurteilten Hans-Jürgen Wahl. Und damit 
nicht genug, das OLG Dresden hält die 
ganze Angelegenheit für so eindeutig und 
gleichzeitig für so bedeutungslos, dass es 
mit seinem Beschluss, gar nicht erst münd-
lich zu verhandeln und keine Revision zu-
zulassen, den Rechtsweg komplett abge-

Frage, in wie weit ein Aufbereiter für even-
tuelle Versäumnisse oder absichtliche 
Mauscheleien von Bäuerinnen und Bauern 
zur Rechenschaft gezogen werden kann, 
hat sich bereits ein BGH-Richter geäußert. 
Er hält die Klärung dieser Frage für abso-
lut notwendig und würde sie, wenn sie ihm 
auf den Tisch käme, dem EuGH vorlegen. 
Das OLG Dresden mag sie ihm offenbar 
aus noch ganz anderen Gründen nicht auf 

Erlaubter Nachbau nach verbotener Aufbereitung 
Aufbereiter und IGN-Anwälte legen Verfassungsbeschwerde nach verhinderter Revision ein

schnitten hat. „Das OLG hat sämtliche 
höchstrichterliche Entscheidungen beiseite 
gewischt“, konstatiert Hans-Jürgen 
Wahl. 
BGH und EuGH hatten in der Vergangen-
heit offengelassen, ob es rechtens ist, dass 
ein Dritter, in diesem Fall der Aufbereiter, 
für ein eventuelles Fehlverhalten der Bau-
ern (Nachbau nicht zugelassener Sorten) 
geahndet werden kann. In dem parallel 
angelegten Fall vor dem OLG Düsseldorf, 
formulierten die dortigen Richter, dass 
eine Aufbereitung nicht rechtswidrig sein 
kann, wenn der Nachbau erlaubt ist. In 
Sachsen war der Nachbau durch die indi-
viduelle Genehmigung des Züchters zuge-
lassen, die Aufbereitung soll aber trotzdem 
unzulässig gewesen sein. Allein schon die 
Tatsache, dass zwei gleichrangige Gerichte 
hier unterschiedlicher Meinung sind, sollte 
dazu führen, dass der Angelegenheit der 
Weg vor die nächst höhere Instanz – in 
diesem Fall dem Bundesgerichtshof – geeb-
net wird. Ebenso stößt bei Wahl und sei-
nen Rechtsanwälten der Interessengemein-
schaft gegen die Nachbaugebühren und 
Nachbaugesetze auf Unverständnis, dass 
das Verfahren als nicht allgemeinbedeu-
tend eingestuft wird. Zur hier zentralen 

den Tisch legen. Welches aber die Gründe 
für das Verhalten der Richter ist, kann 
man nur spekulieren. All die Fragezeichen 
waren jetzt Grund genug für Wahl und die 
IGN, Verfassungsbeschwerde beim Bun-
desverfassungsgericht einzulegen. Nur dort 
kann darüber beschieden werden, ob die 
angewandte Rechtswegverkürzung rech-
tens ist. Eine inhaltliche Auseinanderset-
zung mit dem Vorgang rund um die blaue 
Lupine könnte bei einem Erfolg erneut 
stattfinden. 

Vertrauensverlust
Der Fall passt schön in das Schema der 
Argumente, mit denen die Pflanzenzüchter 
derzeit eine neue gesetzliche Nachbaurege-
lung durchsetzen wollen: Man wolle doch 
nur ein gerechtes System und man müsse 
unterbinden, dass die ehrlichen Landwirte 
die Dummen seien. Hier waren Landwirte 
ehrlich und haben bereitwillig die Züchter 
darüber informiert, was sie tun. Prompt 
kriegen sie die Quittung: Ihr Aufbereiter 
wird ohne mit der Wimper zu zucken von 
der STV in die kriminelle Ecke gestellt. 
Und der fragt nun: „Wer hat denn da noch 
ein Fünkchen Vertrauen zu den Züch-
tern?“ cs

�
Gerechtere 
 Vermehrererlöse
Wie auch schon vor 
Monaten ihre norddeut-
schen Kollegen hat nun 
auch der Landesverband 
bayerischer Saatgetreide-
erzeuger-Vereinigungen 
ein gerechteres System 
für die Abrechnung von 
Saatgetreide gefordert. 
Die Erlöse der Vermehrer 
müssten sich an der 
Marktentwicklung für 
Konsumgetreide orientie-
ren, so die Forderung des 
Verbandes. Grundpreise 
sollten künftig anhand 
der Kontrakte an der 
Terminbörse Matif fest-
gelegt werden.

Linda-Anteile
Der Linda-Freundeskreis 
hat bereits knapp 20 Soli-
daritätsanteile für jeweils 
500 Euro an lindaliebha-
bende Bäuerinnen und 
Bauern verkauft. Damit 
wird nicht nur der Kampf 
um die Wiederzulassung 
der Königin der Knollen 
unterstützt, sondern 
jeder Anteilszeichner 
erwirbt ein Vorkaufs-
recht auf Linda-Pflanzgut 
der nächsten Verkaufssai-
son. Pflanzgut-Vorbestel-
lungen werden auch 
bereits entgegengenom-
men.
Kontakt:
Karsten Ellenberg, 
 kartoffelvielfalt@
t-online.de

�

Lupinensaatgut schön, aber gelb?, blau? © BLE, Bonn/Foto: Stephan
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Auch wenn bisher nur gentechnisch 
veränderter Mais in Deutschland 

kommerziell angebaut werden darf, zeigen 
die Bestrebungen der Unternehmen, dass 
sie gerne weitere Pflanzen zum Einsatz 
bringen würden.

Zuckerrüben
Eindeutig ist dies bei der Zuckerrübe. 
Schon vor mehreren Jahren wurde ein Zu-
lassungsantrag für den Anbau in der EU 
von der KWS eingereicht. In diesem Jahr 
nun soll die herbizidresistente Rübe an vier 
Standorten in Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt freige-
setzt werden. Resistent ist die Zuckerrübe 
gegen das Totalherbizid Roundup (Wirk-
stoff: Glyphosat) von Monsanto. Die Frei-
setzung der gentechnisch veränderten Zu-
ckerrüben ist aufgrund der großen Bestäu-
bungsentfernungen, über zehn km, und 
der langen Keimfähigkeit der Samen, eine 
besondere Bedrohung für den Anbau kon-
ventioneller Zuckerrüben. Darüber hinaus 
können die transgenen Zuckerrüben Un-
krautpopulationen bilden, die sich lange 
und unkontrolliert in der Umwelt vermeh-
ren. Süd- und Nordzucker lehnen den Ein-
satz von gv-Zuckerrüben ab.

Weizen
In enger Zusammenarbeit mit der Uni Ro-
stock soll in Groß Lüsewitz ein gentech-

nisch veränderter Weizen freigesetzt wer-
den. Das Getreide hat eine Resistenz gegen 
Weizenflugbrand eingesetzt bekommen. 
Nach Auskunft einer Unisprecherin gegen-
über dpa soll das Versuchsfeld abgezäunt 
und im Sommer mit einem Vogelschutz-
netz versehen werden. Zum nächsten Wei-
zenfeld soll der Abstand 50 Meter betra-
gen. Neben der Freisetzung in Meck-
lenburg-Vorpommern wird es ein Ver-
suchsfeld in Sachsen-Anhalt geben. Der 
Versuch, den die Uni Rostock gemeinsam 
mit der Eidgenössischen Technischen 
Hochschule (ETH) Zürich durchführt, 
sieht weitere Freisetzungen bis zum Jahr 
2010 vor. Der gv-Weizen stößt auf hohen 
Widerstand bei Verarbeitungsunterneh-
men und Verbrauchern.  Gegen einen Frei-
setzungsversuch in Gatersleben 2006 sind 
30.000 Einwände eingereicht worden. 

Kartoffeln
Nachdem die BASF-Plant-Science bereits 
im vergangenen Jahr auf 155 ha „Ver-
suchsflächen“ Saatgut der gentechnisch 
veränderten Stärkekartoffel Amflora ver-
mehrt hat, wartet das Unternehmen weiter 
auf eine Zulassung der Kartoffel für den 
kommerziellen Anbau sowie als Lebens- 
und Futtermittel. Wie die Entscheidung in 
Brüssel ausgeht, hängt im wesentlichen 
vom Durchhaltevermögen des EU-Um-
weltkommissars Stavros Dimas ab. Dieser 

hatte sich bisher gegen neue Zulassungen 
von gv-Pflanzen ausgesprochen, bekommt 
aber erheblichen Druck von den anderen 
Kommissaren. Neben Amflora befinden 
sich derzeit zwei Maissorten auf dem Weg 
der Anbau-Genehmigung für Europa. Wie 
Insider berichten, könnte der Druck auf 
Dimas so groß werden, dass er die Kartof-
fel zulassen muss, um den Mais zu verhin-
dern.
Die BASF geht davon aus, dass die Geneh-
migung erteilt wird. Die Pressesprecherin 
Susanne Benner hält sich über die genaue 
Fläche und die Orte des Anbaus bedeckt. 
„Auf mehreren hundert Hektar“ sollen in 
Deutschland, Schweden und/oder Tsche-
chien gentechnisch veränderte Kartoffeln 
angebaut werden. Das BMELV hat im vor-
eilenden Gehorsam schon mal eine Anhö-
rung zu Regelungen der guten fachlichen 
Praxis anberaumt.
Parallel wird derzeit eine neue gv-Kartoffel 
getestet. Die mit einer Pilzresistenz ausge-
stattete Knolle wurde schon im vergan-
genen Jahr neben Deutschland in England, 
Schweden und Tschechien getestet. „2008 
sollen Freisetzungen in den Niederlanden 
hinzukommen. In Deutschland soll die gv-
Kartoffel, die bisher noch keinen offiziellen 
Namen besitzt, an zehn Standorten ins 
Freiland gebracht werden. Eine Marktein-
führung wird für das Jahr 2014/15 an-
gestrebt. mn
 

Freisetzungen geplant
In diesem Jahr sollen gentechnisch veränderte Kartoffeln, Zuckerrüben und Weizen freigesetzt werden

Die seit über einem Jahr angekündigten 
Veränderungen im Gentechnikgesetz 

sind jetzt vom Bundestag beschlossen wor-

den. Das neue Gesetz erntete von Befür-
wortern und Gegnern der Gentechnik 
harsche Kritik. Der Bauernverband, die 

Industrie und der Raiffeisenver-
band beklagen vor allem, dass 
die verschuldensunabhängige 
Haftung beibehalten wurde. Der 
DBV rät seinen Mitgliedern 
denn auch wegen Unkalkulier-
barkeit der Folgen auch weiter-
hin von einem Anbau ab.
Keinerlei Verbesserung bringt 
das Gesetz auch hinsichtlich des 
Schutzes gentechnikfrei wirt-
schaftender Betriebe, also der 
absoluten Mehrheit. Der Ab-
stand zu konventionellem Mais 
soll in Zukunft 150 Meter, zu 
Ökomais 300 Meter betragen.
Nach wie vor müssen alle Flä-
chen, auf denen gentechnisch 
veränderte Pflanzen, derzeit ist 
nur Mais zum kommerziellen 
Anbau zugelassen, angebaut 
werden im Standortregister ein-

Gentechnikgesetz verabschiedet
Noch ist die Tinte nicht ganz trocken

getragen sein. Die Bestrebungen, das Re-
gister im Geheimen zu führen, konnte sich 
nicht durchsetzten. Dafür gibt es in Zu-
kunft die Möglichkeit, mit seinem Nach-
barn Absprachen zu treffen und freiwillig 
auf die vorgeschriebenen Abstände zu ver-
zichten. Derartige Absprachen müssen 
dann wiederum im Kataster eingetragen 
werden. Dagegen gibt es für die Form, in 
der ein Nachbar über den Anbau von gen-
technisch veränderten Pflanzen informiert 
keine Regelung. Will der Nachbar auf sei-
ner Fläche Mais anbauen, müssen vom 
Gentec-Bauern die oben genannten Ab-
stände eingehalten werden. Reagiert der 
Nachbar aber nicht, so gilt dies als Zu-
stimmung, auch wenn der Zettel verloren 
ging oder man die Bemerkung aus der 
Kneipe schon wieder vergessen hatte.
Nach wie vor werden Imker und ihre Be-
lange total ignoriert. Obwohl Bienen auf-
grund ihres weiten Flugradius und ihrer 
Sammeltätigkeit in besonderer Weise be-
troffen sind, werden sie schlichtweg nicht  
erwähnt. mnBäuerinnen demonstrieren in Berlin für saubere Ernten gegen Gentechnik Foto: Nürnberger

�
Es wird wieder 

gemeldet
Drei Monate vor der 

möglichen Aussaat müs-
sen die Gentec-Bauern 

ihre Felder im Standort-
register eintragen. Jedes 

Jahr wieder gerät die 
Zeit vor der Aussaat zu 

einem Wettlauf der Gen-
technikindustrie mit den 
Gentechnikkritikern. Die 
Industrie tut alles dafür, 

dass die im Standortregi-
ster gemeldete Fläche 

möglichst groß ist, auch 
wenn wie in den letzten 
Jahren eine Vielzahl der 

Flächen letztendlich wie-
der zurückgezogen und 

gar nicht mit Genmais 
bestellt werden. Bisher 
sind 38.757 ha an 259 
Standorten gemeldet 

(www.standortregister.
de). Trotzdem kann diese 
legale Falschinformation 

nicht darüber hinweg-
täuschen, dass die Fläche 

der Genfelder von Jahr 
zu Jahr anstieg. Es gilt 

also, die Information im 
Standortregister zu nut-

zen, um betroffene 
Regionen zu finden, 

alle(!) Kräfte zu mobili-
sieren und gemeinsam 

die potentiellen Anbauer 
von ihrem Ansinnen 

abzubringen. mn 
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Genmais in Frankreich verboten
Der französische Ministerpräsident Nicolas Sarkozy hat den Anbau 
des Genmais MON 810 bis auf weiteres verboten. Der Staatspräsi-
dent beruft sich bei seinem Verbot auf die Sicherheitsklausel in der 
EU-Freisetzungsrichtlinie. Demnach ist es einzelnen Mitgliedslän-
dern möglich, ein Verbot auszusprechen, wenn ein wissenschaftlich 
begründeter Verdacht für dessen Schädlichkeit besteht.
Frankreich ist das fünfte EU-Land in dem der Anbau von MON810 
jetzt verboten ist. Nach zehn Jahren muss MON810 jetzt von der EU 
erneut zugelassen werden. Bis zu dem Entscheid darf der Genmais 
allerdings weiter angebaut werden. Nach Aussage der Regierung 
wird Frankreich das Ergebnis auf EU-Ebene abwarten, bevor eine 
weitere Entscheidung getroffen wird.
In Deutschland hatte Bundeslandwirtschaftsminister Horst Seehofer 
den Vertrieb von MON810 Saatgut kurz nach dessen Aussaat im 
Jahr 2006 mit dem Hinweis auf dessen Gefährlichkeit für Mensch 
und Umwelt verboten. Pünktlich zur nächsten Saison distanzierte 
sich der Minister von dem Moratorium und ließ den Saatgutverkauf 
wieder zu.
Entscheidend sein könnte das französische Verbot auch für zwei 
weitere in der EU kurz vor der Zulassung stehende Sorten: Bt 11 
und 1507. Bisher ist vor allem Umweltkommissar Stavros Dimas 
gegen die Zulassung. Das Verbot in Frankreich dürfte aber auch 
seine Position stärken, da es sich in allen drei Fällen um Bt-Mais 
handelt und die Argumente gegen den Anbau relativ identisch 
sind. mn

Es bleibt bei Nulltoleranz, vorerst
Immer wieder stöhnt die Futtermittelindustrie und der Bauernver-
band warnt vor steigenden Lebensmittelpreisen. Der Grund seien 
die Einfuhren von Soja, Raps und Mais aus den USA, Kanada, 
Argentinien und Brasilien. In allen diesen Ländern, so die Verbands-
vertreter, könnte es schon sehr bald zur Einführungen neuer Gen-
pflanzen kommen, die in der EU keine Zulassung haben. Faktisch 
gilt daher eine Nulltoleranz. Kein Schiff, und sei es noch so groß, 
wird bei uns entladen, wenn sich Spuren der Neulinge finden. Bis-
her sind vor allem die USA betroffen. Der erhöhte logistische Auf-
wand oder gar das komplette Ausbleiben hätte massive Konse-
quenzen für die Veredelungsindustrie. Minister Seehofer dagegen 
winkt ab. Schon die Pharmaindustrie habe ihm, damals noch 
Gesundheitsminister, immer mit wirtschaftlichen worst-case Szena-
rien gedroht. Jetzt würde behauptet, eine Hungersnot stünde 
bevor. Der Minister will keine Spontanschüsse und fordert im 
Gegenzug, die Zulassung gentechnisch veränderter Lebensmittel 
und Pflanzen müsse künftig allein auf wissenschaftlicher Grundlage 
entschieden werden. Zugleich machte er allerdings deutlich, dass er 
mit der wissenschaftlichen Bewertung der zuständigen EU-Lebens-
mittelbehörde EFSA unzufrieden ist: Die EFSA müsse in ihren Gut-
achten stärker als bislang auch abweichende und kritische Mei-
nungen mitbe rücksichtigen. mn

Viele Kühe alle gleich
Nahrungsmittel von geklonten Tieren stehen in den USA offenbar 
unmittelbar vor der Zulassung. Die EU hat sich daraufhin eiligst mit 
dem Thema beschäftigt und die europäische Behörde für Lebens-
mittelsicherheit (EFSA) mit einer Prüfung beauftragt. Wie der 
zuständige Kommissar für Gesundheitsschutz, Markos Kyprianou 
mitteilte, hat die Behörde keine Bedenken und bestätigt die von 
der amerikanischen Lebensmittelsicherheitsbehörde gemachte Fest-
stellung, Fleisch und Milchprodukte von Schafen, Rindern und Zie-
gen seien für den menschlichen Verzehr sicher. Allerdings könnten, 
so die EFSA, neue Stoffwechselprodukte auftauchen, nach denen 
man nicht gesucht habe. Kyprianou sieht offenbar wenige Möglich-
keiten, das Klonfleisch ganz zu verbieten, eine Kennzeichnung sei 
allerdings möglich. Vermeiden will er eine der Gentechnik ähnliche 
Situation, in der die Mehrheit der EU-Bevölkerung die EU-Politik 
ablehnt. Große US-Konzerne wie Tyson Foods oder Campbell Soup 
rechnen damit in drei bis fünf Jahren erste Lebensmittel von Klon-
Tieren auf den Markt bringen zu können. Deutlich eher könnten 
die europäischen Rinderzüchter betroffen sein, wenn es ein Verbot 
für Klontiere und deren Produkte gibt. Derzeit kommt nach Aus-
sage des Wall Street Journals Bullensperma für rund 23 Mio. Dollar 
in die EU. Ein Verbot hätte weitreichende Auswirkungen für diesen 
Samentransfer. mn

Zeitgleich mit dem neuen Gentechnik-
gesetz wurde auch die „neuartige Le-

bensmittel und Lebensmittelzutatenver-
ordnung“ (NLV) geändert. In der Vergan-
genheit war die Auslobung „ohne Gen-
technik“ aufgrund der sehr strengen, 
weitreichenden und teilweise rechtlich 
nicht eindeutig abgegrenzten Vorgaben, 
nur von wenigen Unternehmen angewen-
det worden. Für den Markt und den Ver-
braucher hatte die Kennzeichnung daher 
fast keine Bedeutung.

Was hat sich geändert?
Die alte Verordnung galt als 
streng. So durften bei Pro-
dukten mit dem Label 
„ohne Gentechnik“ 
keine Medikamente zum 
Einsatz kommen, bei de-
ren Herstellung gentech-
nische Verfahren zu An-
wendung kamen. 
Beim Einsatz von Verar-
beitungshilfsstoffen, En-
zymen, Vitaminen oder 
Futtermittelzusatzstof-
fen unterscheidet die 
neue Verordnung zwi-
schen Tierfutter und Le-
bensmitteln. Bei Tierfut-
ter ist in Zukunft immer 
dann der Verordnung 
Genüge getan, wenn 
nicht gekennzeichnete 
Futtermittel verwendet 
werden. Enzyme und 
Vitamine fallen nicht 
unter die EU-Kennzeich-
nungsverordnung. Sie 
könnten also von gen-
technisch veränderten 
Mikroorganismen oder 
aus gentechnisch verän-
derten Rohstoffen her-
gestellt sein, ohne dass 
sie auf dem Futtermit-
telsack gekennzeichnet 
werden müssen. 
Deutlich strenger ist die 
Verordnung bei der 
Verarbeitung von Lebensmitteln. Zufällige 
oder technisch unvermeidbare Verunreini-
gungen mit GVO werden nur bis zu einer 
Grenze von 0,1 Prozent akzeptiert.  Bei 
den Zusatzstoffen orientiert sich die NLV 
an der EU-Ökoverordnung. Diese schreibt 
Gentechnikfreiheit vor. Es gibt allerdings 
die Möglichkeit, Enzyme, Vitamine oder 
Futtermittelzusatzstoffe, die mit Hilfe gen-
technischer Prozesse gewonnen wurden, 
im Einzelfall zuzulassen, wenn die Subs-
tanz auf konventionellem Weg nicht mehr  

zur Verfügung steht. Bisher gibt es keine 
derartige Ausnahmeregelung.

Hoffnung für den Sojamarkt
Vor allem für den Futtermittelimport 
könnte die neue Kennzeichnungsregelung 
positive Auswirkungen haben. Wenn, wie 
zu hoffen, viele Lebensmittelverarbeiter 
und Anbieter von dem neuen Label Ge-
brauch machen, hätten Verbraucher die 
Möglichkeit, durch ihr Kaufverhalten ak-

tiv Einfluss auf den Markt 
zu nehmen. Die Nach-
frage nach gentechnik-
freien Futtermitteln, 

insbesondere Soja und 
Mais, könnte deutlich 
steigen und ein Signal 
für Brasilien und Ar-
gentinien sein, auch in 
Zukunft gentechnik-
freie Soja anzubauen.

Pflichtkennzeich-
nung gefordert

„Die Politik verspricht 
Wahlfreiheit. Diese ist 
aber aufgrund der 
freiwilligen Verwen-
dung der „ohne Gen-
technik“ Kennzeich-
nung nur einge-
schränkt gegeben“, 
s a g t  A n n e m a r i e 
Volling von der AbL. 
„Ausserdem wird 
auch hier das Verursa-
cherprinzip umge-
dreht. Diejenigen, die 
gentechnikfreie Ware 
erzeugen, müssen, um 
diese als „ohne Gen-
technik“ auszuloben, 
den Aufwand und die 

Kontrollkosten zahlen. 
Deshalb fordern wir wei-

terhin die Auswei-
tung der EU-weiten 
Negativkennzeich-
nung auf Milch, 
Fleisch und Eier: 

Diejenigen, die Gentechnik einsetzen, müs-
sen dies auch verpflichtend kennzeichnen. 
Da die politischen Mühlen in Europa aber 
langsam mahlen, sollte Deutschland dem 
Beispiel Finnlands folgen und eine natio-
nale Pflichtkennzeichnung umsetzen. Nur 
so haben Verbraucher wirklich die Wahl, 
ob sie in Zukunft eine Landwirtschaft und 
Lebensmittelerzeugung mit oder ohne 
Gentechnik wollen.“

mn

Mehr Wahlfreiheit?!
Änderung der Auslobung „ohne Gentechnik“ soll zu

breiter Anwendung führen
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Hoffentlich in Zukunft nicht mehr allein: 
Produkte „Ohne Gentechnik“
 Foto: Upländer Bauernmolkerei
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Hartnäckiger Widerstand gegen die 
Mega-Schweinemastanlagen in 

Ostdeutschland und gegen neue Hüh-
ner-Käfigfarmen in Ost und West – und 
immer taucht die Frage nach den geeig-
neten Schritten gegen diese Agrar-
fabriken auf. Der Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland (BUND) hat 
mit Hilfe des kompetenten Rechtsan-
walts Peter Kremer eine Broschüre zum 
„Widerstand gegen Massentierhal-
tungsanlagen“ herausgegeben (man 
kann sie auf der Internetseite des BUND 
herunterladen). Wir haben in diesem 
Artikel wesentliche Aussagen daraus 
verwendet und ergänzt.

Bauernhöfe statt Agrarfabriken
Tipps für den Widerstand

chennutzungsplans kann das Genehmi-
gungsverfahren für ein Jahr ausgesetzt 
werden. Schadensersatzklagen kann 
man durch gute rechtliche Begleitung 
begegnen. 
Die Standortgemeinde kann auch einen 
Bebauungsplan erlassen, der für das 
Gebiet eine gut begründete (und auch 
zu realisierende) andere Nutzung vor-
sieht, z. B. eine Fläche für Freizeitakti-
vitäten. 
Die Genehmigung einer größeren An-
lage erfolgt nicht nach dem Baurecht, 
sondern nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz. Die Gemeinde hat im 
Rahmen des „gemeindlichen Einver-

Luftgetragene Schadstoffe gefährden 
geschützte Biotope und Wälder, hier ist 
eine konkrete Untersuchung der Gege-
benheiten angesagt (mit Hilfe der Na-
turschutzverbände und Förster). Anti-
biotika können über den Boden in die 
Nahrungspflanzen und so in den Kör-
per der Menschen gelangen und Resis-
tenzen verstärken. Schadstoffe, Keime, 
Stäube und Endotoxine  haben Auswir-
kungen auf Anwohner, insbesondere 
auf dort wohnende Allergiker und 
Asthmatiker.    

Duft oder Gestank?
Die Zumutbarkeit der Gerüche wird 
nach der Geruchs-ImmissionsRichtlinie 
(GIRL) beurteilt. Dabei wird die Ge-
ruchswahrnehmungshäufigkeit errech-
net: Als zumutbar gelten 10% der Jah-
resstunden in „Wohngebieten“ und 
15% in „Dorfgebieten“ (wichtig ist die 
Überprüfung, ob diese Kategorien über-
haupt noch zutreffend sind). Die Be-
rücksichtigung der Art der Gerüche 
(Hedonik) und ihrer Intensität wird 
durch GIRL nicht gewährleistet, ist 
aber einzufordern. Die Wirksamkeit 
der angegebenen Abluftreinigungsanla-
gen kann in Frage gestellt werden mit 
Hinweis auf die vermutlich nicht aus-
reichend gewährleistete Kontrolle der 
Wartung und Funktionsfähigkeit (Fest-
schreibung einfordern!). 
Hierüber wie auch über die TA Luft 
(Ammoniak-Immissionen) kann der 
Abstand vom Dorf oder die ganze An-
lage in Frage gestellt werden. Letzteres 
gilt auch für den Brandschutz: Hier ist 
vor allem die Frage wichtig, ob im Falle 
eines Brandes die Rettung von Men-
schen (Flucht binnen 10 Minuten) und 
Tieren (Flucht ebenfalls binnen 10 Mi-
nuten) möglich ist. Besonders bei Ge-
flügelställen (Käfigen) sind die Vorga-
ben hinsichtlich des Brandschutzes, der 
Entrauchung der Räume und der Ge-
währleistung von Löscharbeiten kaum 
zu erfüllen. 
Gemeindevertreter sollten ihre Ge-
meinde schon bei der ersten Kontakt-
aufnahme des Agrarindustriellen infor-
mieren. Wo die Bürgermeister dies 
nicht von selber beherzigen, müssen die 
Bürger aktiv werden. Dabei sollten re-
nommierte Personen, Unternehmen, 
Fremdenverkehrsverbände, Fachbehör-
den und andere Organisationen von 
Anfang an einbezogen werden, ebenso 
wie die Bürger mit Unterschriftenakti-
onen. Erst danach sollte man an die 
Medien gehen – dann aber massiv mit 
Veranstaltungen und mit pfiffigen Ak-
tionen. Von Anfang an Spenden sam-

meln – für Öffentlichkeitsarbeit, Gut-
achten und Rechtsvertretung. 

Öffentlichkeitsarbeit – Bauern nicht 
vergessen

Landwirtsfamilien leiden wie alle Bür-
ger unter Gestank oder Wertverlust 
ihrer Immobilien. Erwerbsquellen wie 
Tourismus oder Direktvermarktung 
sind bedroht. Hinzu kommt, dass 
Landwirtschaftsbetriebe ja später selber 
mal neue Ställe bauen wollen – und 
dann wäre die Spanne der zulässigen 
Geruchsbelastung schon durch die 
Agrarfabrik ausgeschöpft. Bauern kön-
nen durch Solidarität untereinander 
verhindern, dass die Agrarfabrik die 
notwendigen Nachweisflächen für die 
Beseitigung der Exkremente erhält. 
Die Befürworter behaupten, „landwirt-
schaftliche Gerüche“ gehörten nun mal 
zum Dorf. Das stimmt, aber der bei-
ßende Gestank von Hühnerkot aus tier-
quälerischen Anlagen ist agrarindustri-
ell – und wird deshalb auch zusätzlich 
als besonders unangenehm empfunden. 
Bauern, die den Kot aus agrarindustri-
ellen Anlagen entsorgen, schaffen ein 
Ventil für die Abfälle der „flächenun-
abhängigen“ Agraranlagen, die vielen 
bäuerlichen Arbeitsplätzen die Exis-
tenzgrundlage rauben. 
Deshalb ist es wichtig, den Gegensatz 
zwischen bäuerlicher Landwirtschaft 
und Agrarindustrie deutlich herauszu-
arbeiten – durch Argumente aus den 
Bereichen des Tier- und Verbraucher-
schutzes, der Neuland- oder Bio-Tier-
haltung, der Flächenbindung, der Fut-
tergrundlage, der Betriebskreisläufe 
oder des dörflichen Bezugs der Betrei-
ber. Im Gegensatz zu den seelenlosen 
Kapitalgesellschaften der Meerpohls, 
Schockemöhles oder van Gennips hat 
die Verantwortung bei den Inhabern 
bäuerlicher Betriebe „noch ein Ge-
sicht“! Unser AbL-Motto „Bauernhöfe 
statt Agrarfabriken“ – wo könnte es 
schlagkräftiger und hilfreicher sein als 
bei der Verhinderung von Massentier-
haltungs-Anlagen?

Eckehard Niemann

Grundsätzlich soll der Außenbereich 
einer Gemeinde von Bebauung freige-
halten werden. „Privilegierte Bauvor-
haben“ aber können dort prinzipiell 
errichtet werden. Das gilt für „land-
wirtschaftliche Anlagen“ – Agrar-
fabriken gehören aber meist nicht dazu, 
weil sie nicht mindestens die Hälfte des 
Futters auf eigener Fläche erzeugen 
können. Privilegiert sind aber auch 
Bauten, die aufgrund ihrer Umweltaus-
wirkungen nur im Außenbereich errich-
tet werden können. Diese „relative Pri-
vilegierung“ gilt auch für Agrarfabriken 
– aber nur nach einer Einzelabwägung 
mit „Allgemeinwohlgründen“. 

Die Gemeinde ist nicht machtlos
Eine Möglichkeit der Verhinderung ist 
die Flächennutzungsplanung, bei der 
die Gemeinde für bestimmte Stellen im 
Außenbereich sogenannte „Konzentra-
tionszonen“ ausweist – dann darf nur 
dort und nirgendwo anders eine Mas-
sentierhaltungsanlage beantragt wer-
den. Für die Erarbeitung dieses Flä-

nehmens“ eine weitgehende und eigen-
ständige Befugnis zur Überprüfung der 
Genehmigungs-Voraussetzung für die 
Anlage. So behaupten viele Gutachten 
der Antragsteller, ihre Anlage werde 
nicht zu erheblichen Schäden in der 
Umwelt führen Diese Prognosen sind 
durch Gegengutachten (z.B. der Ge-
meinde) oft fachlich angreifbar, weil es 
keine gesetzlichen Regelungen für der-
artige Prognosen gibt. 
Im Genehmigungsverfahren können 
alle Bürger Einwendungen zu allen Be-
langen machen, auch von außerhalb 
und auch zu Fragen der Agrarstruktur. 
Dabei sind die engen Fristen zu beach-
ten, ebenso bei der eventuell anschlie-
ßenden Klage.

Gegengutachten im Genehmigungs-
verfahren

Wichtige Ansatzpunkte hierbei: Die 
Gülleabnahmeverträge enthalten kei-
nen detaillierten Nachweis der Taug-
lichkeit der Einzelflächen (Gefährdung 
von Oberflächen- und Grundwasser). 

Aus dem Widerstandskampf vergangener Zeiten lernen. Foto: Niemann



... aus Westfalen

Der kleine Traktorist

Es war ein sonniger Tag im Frühjahr. Wir wollten Steine sam-
meln. Die ganze Familie, und nicht nur die. Nicht nur meine 

Eltern, mein Bruder und ich. Es waren mehr Leute da. Freunde 
meiner Eltern. Und Freunde meines Bruders, die sich ein Taschen-
geld verdienen wollten. Ich war mit Abstand der jüngste. Fünf Jahre 
alt. Eigentlich untauglich zum Steine sammeln, aber wo sollte man 
hin mit mir? Also kam ich mit zum Acker. Im  Licht der Frühjahrs-
sonne fuhren wir zum Feld. Ich saß verkehrt herum auf dem Bei-
fahrerkotflügel und machte mit den Lippen ein Treckergeräusch, 
welches nicht einmal ich selbst hören konnte; denn der Trecker war 
so laut.
 Zuerst saß ich auch während des Steine Sammelns auf dem Beifah-
rerkotflügel, aber nach einer Weile meinte mein Vater, er müsse die 
Sammelleistung der Belegschaft erhöhen und selbst mit gutem Bei-
spiel vorangehen. Also stand er – selbstverständlich während der 
Fahrt – vom Fahrersitz auf, hob mich vom Kotflügel auf den Sitz, 
sagte mir, ich solle mich am Lenkrad gut fest halten, und zeigte mir 
einen Punkt irgendwo am anderen Ende der Koppel, am Horizont 

sozusagen: „Darauf fährst du zu!“ 
Dann sprang er ab. Und ich war 
allein, allein auf dem Trecker, des-
sen zirka 34 PS starker, wütender 
Motor enthemmt brüllte.
 Nach einigen Augenblicken völ-
liger Panik beruhigte ich mich et-
was. An Kupplung, Bremse und 
Gas kam ich nicht ran, denn meine 
Beine baumelten in der Luft. Halb 

so schlimm; wir waren ja am Steine Sammeln, das hieß: Standgas 
im langsamsten Gang. Mit grob geschätzten zwei Stundenkilome-
tern brauste ich über die Koppel und versuchte, den fernen Punkt 
am Horizont zu fixieren. Leider war mir die Stelle schon wieder 
entfallen – die Knicks und Zäune und Hügel sahen überall gleich 
aus. Selbst als ich versuchte, auf die Stelle am anderen Ende der 
Koppel zuzulenken: Es war unmöglich. Es sollte noch lange Zeit 
vergehen, bis die Servolenkung an Ackerschleppern Einzug in den 
landwirtschaftlichen Alltag hielt. Ich konnte am Steuerrad herum-
reißen, wie ich wollte: Das Ding bewegte sich nicht, und ich eierte 
planlos auf dem Feld herum.
Meinem Vater blieb das nicht verborgen. Jedes Mal, wenn er be-
merkte, dass ich wieder vom rechten Weg abkam, dann ging er zum 
Trecker. Er blickte mich kurz an, schimpfte aber nicht, denn er 
wusste, dass ich noch reichlich klein zum Trecker fahren war. Er 
nahm einfach das Vorderrad in seine großen Hände und riss es 
zurück in die Spur. Mein kleiner, dicker Vater war so wahnsinnig 
stark! Er lenkte den Trecker einfach von unten! Das Lenkrad drehte 
sich dann oben und verknotete meine Arme. Schließlich hatte Vater 
mir befohlen, gut fest zu halten. Von Loslassen war nicht die Rede 
gewesen.
Derart eingedreht, hatten meine Arme den Drang, sich zu entwir-
ren. Dabei entwickelten sie solch eine Dynamik, dass der Trecker, 
kaum hatte mein Vater ihn wieder eingenordet, sofort erneut auf 
die schiefe Bahn geriet. So pendelten wir über den Acker, der Tre-
cker und ich, bis mein Vater am Ende der Koppel  kurz auf die 
Zugmaschine gesprungen kam, um eine 1-A-Wendung hinzulegen. 
Jetzt ging es in die andere Richtung, und das Pendelspiel von 
Neuem los. 
Irgendwie brachten wir das Steine Sammeln schließlich in Würde 
zu Ende. Die Erwachsenen freuten sich darüber, wie tapfer ich das 
Steuerrad hielt, und noch heute sind meine Arme von erstaunlicher 
Elastizität.
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… aus Schleswig-Holstein
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Bei der Mitgliederversammlung des 
Landvolk-Kreisverbands Uelzen 

(„Landvolk“ heißt der Bauernverband in 
Niedersachsen) ist der Saal voller als sonst: 
Präsident Sonnleitner wird sprechen. Es 
steht auch die Wahl des neuen Kreisvorsit-
zenden an, denn der bisherige will aufhö-
ren und sich in der FDP engagieren. 
Der Kandidat hat im (vergeblichen) 
Kampf um die Ansiedlung des Sunfuel-
Herstellers Choren sein Organisationsge-
schick bewiesen, hat aber andererseits in 
seinem Dorf heftige Proteste ausgelöst, 
weil er einen großen Schweinemaststall  
partout direkt am Dorfrand bauen will. 
Befragt zu den Versäumnissen des Bau-
ernverbands im Kampf um höhere Milch- 
und Erzeugerpreise und zum BDM sagt 
er, die an sich gute Arbeit des Bauernver-
bands sei nur nicht gut publiziert worden. 
Den Kampf der bäuerlichen Notgemein-
schaft gegen die Atomanlagen im benach-
barten Wendland will er nicht unterstüt-
zen, das bleibe die Angelegenheit des 
dortigen Kreisver-
bands. Es wird ge-
heime Wahl bean-
tragt. Überraschung: 
Nur gut die Hälfte 
aller im Saal anwe-
senden Stimmberech-
tigten gibt ihm seine 
Stimme. Er bedankt 
sich für das „ehrliche 
Ergebnis“. 
Als der bisherige 
Kreisvorsitzende die 
Sitzung eröffnet hatte, 
war Sonnleitner noch 
nicht da. Stattdessen 
eine schier unendliche 
Zahl von Ehrengästen 
aus Ämtern, Verbän-
den und Politik, die 
sich vorn vor dem Po-
dium niedergelassen hat und nun jeweils 
einzeln begrüßt wird, sich erhebt und mit 
Beifall bedacht wird.  Dass die Stimmung 
dadurch noch steifer, förmlicher und zere-
monienhafter wird, scheint fast wie einge-
plant: Der Bauernverband stellt sich als 
überall hochgeachtet dar, und eine solche 
Stimmung ermuntert nicht gerade zu 
Wortmeldungen und Kritik.
Sonnleitner kommt, höflicher Beifall. Er 
macht den Uelzener Ackerbauern die üb-
lichen Komplimente hinsichtlich ihrer Be-
triebsgrößen und ihrer Hackfrucht-Inten-
sität. Seine Kernbotschaft: In der Gesell-
schaft sind wir wieder wer – vor allem 
wegen der internationalen Nachfrage an 
Lebensmitteln. Man braucht uns wieder! 
Vor allem auf dem Weltmarkt und in den 
aufstrebenden Schwellenländern verlangt 
man die Produkte „unserer Ernährungs-

wirtschaft“. Und davon, so Sonnleitner, ist 
die Landwirtschaft nur ein Teil. Man muss 
Landwirtschaft, Ernährungswirtschaft und 
Agribusiness als ein großes Ganzes begrei-
fen – nur gemeinsam wird es allen gut ge-
hen. Und wenn die Strukturveränderung in 
der Landwirtschaft weitergeht und Ar-
beitsplätze verloren gehen, dann nimmt 
eben die wachsende Ernährungsindustrie 
diese Arbeitskräfte auf. Die Aktivitäten 
des Bundes Deutscher Milchviehhalter 
BDM (den Sonnleitner auch hier im Saal 
argwöhnt) haben, so Sonnleitner,  an der 
Milchpreiserhöhung keinen Anteil, es 
braucht vielmehr vor allem starke Molke-
reien. 
Der Beifall im Saal hält sich in Grenzen: 
lautes Klatschen bei den Ehrengästen, sehr 
verhaltene Zustimmung in den hinteren 
Reihen. Aber auch keine Kritik. Kräf-
tigeren Applaus kriegt Sonnleitner erst, als 
er seinen Kampf um den Erhalt des Erb-
rechts schildert und die neuen bürokra-
tischen Aufzeichnungspflichten im Pflan-

zenschutz anprangert: 
Vor jedem Spritz-Ein-
satz sollen die Bauern 
die Nachbarn infor-
mieren – was für ein 
bürokratischer und 
praxisfremder Auf-
wand! Da sehen sich 
die Bauern allein ge-
gen viele bedrohliche 
Gegner und Gefahren, 
da zumindest sehen 
sie sich vom Bauern-
verband geschützt.  
Nach der Rede ist ei-
gentlich keine Diskus-
sion vorgesehen, aber 
eine Frage wird zuge-
lassen: Auf die Kritik, 
der Bauernverband 
mache eine reine „Er-

nährungsindustrie-Anhängsel-Politik“ und 
keine eigenständige Politik mehr für Bau-
ern (zaghafter Beifall im Saal), reagiert 
Sonnleitner überraschend sehr erregt, 
schimpft auf den BDM und verteidigt seine 
(„schlecht bezahlten“) Posten in CMA und 
anderen Gremien.
Schluss der Veranstaltung. Und ich über-
lege, wann ich endlich austrete.

Eckehard Niemann

Bürokratieschutz und Anhängselpolitik
Mitgliederversammlung bei einem Kreisverband des Bauernverbands

Augen zu und durch Foto: Erdmanski-Sasse
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Der kritische 
Agrarbericht
Schwerpunkt 2008: 

Landwirtschaft als Energieproduzent

Landwirtschaft

Herausgegeben vom               AgrarBündnis

Umweltschutz ist ein politisches Thema 
– gleichzeitig können wir selbst zu 

Hause schon einmal damit anfangen, die 
Welt zu retten. Auch wenn diese Erkenntnis 
nicht ganz neu ist, lohnt es sich doch, dieses 
Buch zu lesen: Strom sparen, kälter wa-
schen, mehr Fahrradfahren, seltener Fenster 
putzen. Andreas Schlumberger hat eine 
kurz gehaltene, lesefreundlich geschriebene 
Auflistung zahlreicher Tipps zusammenge-
stellt. Spannend sind Zahlenbeispiele und 
Fakten am Rande, wie zum Beispiel zum 
Waschmittelverbrauch in Deutschland, den 
Transportkilometern von Kleidung wäh-
rend des Herstellungsprozesses oder zu den 
Arbeitsbedingungen der Blumenpflückerin-

nen in Sambia. Fast wie aus der Bauern-
stimme abgeschrieben ist das Kapitel über 
Landwirtschaft und Ernährung: Möglichst 
regionale Produkte kaufen – damit Arbeits-
plätze in der Region entstehen und Trans-
porte eingespart werden. Und mit jedem 
Liter Biomilch sichert man die ökologische 
Bewirtschaftung von 2,5 Quadratmetern 
Weideland. Das passende Buch für die gu-
ten Vorsätze zum neuen Jahr!

Andreas Schlumberger:  50 einfache Dinge, 
die sie tun können, um die Welt zu retten, 
und wie sie dabei Geld sparen; Westend-
Verlag, Frankfurt am Main; ISBN 3-
938060-01-8 ; 14,90 Euro 

50 einfache Dinge
die sie tun können, um die Welt zu retten, und wie sie dabei Geld sparen

Es ist für Caritas international, das Hilfs-
werk der deutschen Caritas, kein reines 

Vergnügen, eine Euphorie zu dämpfen. Jene 
Euphorie von Politikern und Konsumenten, 
die glauben, die Klimaprobleme mit so ge-
nannten nachwachsenden Rohstoffen zu 
lösen und damit eine Alternative zu den 
fossilen Energieträgern in den Händen zu 
halten“, so die einleitenden Worte von 
Oliver Müller, dem Leiter von Caritas in-
ternational. Denn mit dem Getreide, das 
benötigt wird, um den 100 Liter-Tank eines 
Geländewagens zu füllen, kann ein Mensch 
ein Jahr ernährt werden. Stellt sich die 
Frage, ob es ethisch zu rechtfertigen ist, 
Nahrungsmittel in Treibstoff umzuwan-
deln. Doch haben die von EU und USA for-
cierten Agrotreibstoffe bereits zu einer 
Goldgräberstimmung in der Agrar-Branche 
geführt und lassen in der Dritten Welt Plan-

Volle Tanks – leere Teller
tagen „gigantischen Ausmaßes“ entstehen. 
Knapp und übersichtlich wird diese Ent-
wicklung dargestellt mit ihren Auswir-
kungen auf Ökonomie, Ernährung, Umwelt 
und die Landfrage. Autoren sind u.a. Frei 
Betto, ehemals persönlicher Berater des bra-
silianischen Präsidenten Lula, und Jean 
Ziegler, Sonderberichterstatter der UNO 
für das Recht auf Nahrung. Reportagen aus 
den USA, Afrika und Asien sowie Inter-
views mit Experten und Betroffenen geben 
ein anschauliches Bild. Erschreckend und 
unbedingt lesenswert. we

Wolfgang Hees, Oliver Müller, Matthias 
Schüth (Hrsg.): Volle Tanks – leere Teller, 
Der Preis für Agrokraftstoffe: Hunger, 
Vertreibung, Umweltzerstörung, 2007, 
192 S., mit Fotos., ISBN 978-3-7841-
1791-1, 25,00 €, www.lambertus.de

Wer eine eigene Käserei hat, dem ist 
der Gedanke sicher nicht fern. Man 

könnte doch auch mal Ziegenkäse probie-
ren. Bei vielen Kunden zumindest ist Käse 
aus Ziegenmilch sehr beliebt. Aber bevor 
die Milch verarbeitet werden kann müssen 
die Ziegen gemolken und gehalten werden. 
Wer sich mit dem Gedanken trägt, in die 
Ziegenhaltung einzusteigen und sich mit 
diesen kleinen alles anfressenden Wesen 
näher beschäftigen will, dem sei das Buch 
„moderne landwirtschaftliche Ziegenhal-
tung“ empfohlen. Der Autor gibt einen 
guten Einblick in die verschiedenen Be-
reiche der Ziegenhaltung: Fütterung, 
Zucht und Gesundheit. Aber auch das 
Herdenmanagement, der Futterbau und 
die Möglichkeiten der Landschaftspflege, 
auch als Zusatzeinkommen, werden be-

handelt. Darüber hinaus werden betriebs-
wirtschaftliche Aspekte und die Vermark-
tungsmöglichkeiten von Ziegenprodukten 
erläutert. 
Die Autoren zeigen, welche Vorteile eine 
gewerbsmäßige Ziegenhaltung haben 
kann, aber sie machen auch auf mögliche 
Probleme und Schwierigkeiten Aufmerk-
sam.  Gleichzeitig gibt das Buch einen 
Überblick der derzeit relevanten gesetz-
lichen Vorschriften und Bestimmungen.

Stanislaus Korn, Ulrich Jaudas, Hermann 
Trautwein; Landwirtschaftliche Ziegen-
haltung; 192 Seiten, über 100 Fotos Zeich-
nungen und Tabellen; Verlag Eugen Ul-
mer; ISBN: 978-3-8001-4750-2; 29,90 €
zu beziehen über den ABL-Verlag

Wenn‘s Kühe nicht mehr bringen

Der kritische 
Agrarbericht
Informationen und 

Argumentationshilfen 
zu allen aktuellen 

agrarpolitischen The-
men. Nicht nur für 

Laien, auch für den Poli-
tikprofi eine spannende 
Lektüre, die immer wie-
der neue Facetten auf-

zeigen kann.
In 44 Beiträgen analy-

sieren die Autoren und 
Autorinnen aus Wissen-
schaft, Politik und Ver-
bänden die politischen 

Geschehnisse des Jahres 
2007 und diskutieren 

die daraus abzuleiten-
den Weichenstellungen 

für die Zukunft.

Die Ausgabe dieses Jah-
res steht unter dem 

Schwerpunkt „Land-
wirtschaft als Energie-

produzent“. Weitere 
Themen sind Welthandel 
und Ernährung, Ökologi-

scher Landbau, Produk-
tion und Markt, Regio-
nalentwicklung, Natur 

und Umwelt, Wald, Tier-
schutz & Tierhaltung, 

Gentechnik, Agrarkultur 
sowie Verbraucher & 

Ernährungskultur.

Der Kritische Agrarbericht 
, 304 Seiten, 19,80 €

zu beziehen beim ABL 
Verlag, per Coupon 
gegenüberliegende 

Seite oder im Internet 
unter www.bauern-

stimme.de
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In alten Büchern der Landwirtschaft 
kann man oft Zeichnungen von präch-

tigen Spalierobstbäumen finden, die sich 
an den Hauswänden entlang ziehen. In der 
Realität ist es inzwischen immer seltener, 
dass man Obstspaliere findet. In dem Buch 
Obstspaliere – die verschiedenen Formen, 
ihre Erziehung und Pflege beschreibt der 
Autor die verschiedenen Möglichkeiten 
des Spalierobstanbaus. Nicht nur an Häu-
sern sind Spaliere denkbar, sondern auch 
frei im Garten. Die Obstspaliere können 
neben ihren Früchten auch noch, als 
Wandspalier, Pergola oder Laubengang 
ein interessantes Gestaltungselement wer-
den. Das Buch zeigt auf, welche Baumar-
ten nutzbar sind und welche Erziehung 
notwendig ist.  Apfel, Birne, Pfirsich, Apri-
kose, Süß- und Sauerkirsche, Stachel- und 
Johannisbeere sowie Weinrebe und Akti-
nidien, sie alle können im Spalier erzogen 
werden. Die einzelnen Arbeitsschritteder 
Erziehung, um beispielsweise einen senk-
rechten Schnurbaum oder eine Palmette zu 
gestalten, werden genau beschrieben und 
Beispiele für die verschiedensten Formen 
als Hausspaliere und freistehende Spaliere 
dargestellt. Neben einer allgemeinen Be-
schreibung zu den Standortansprüchen der 
einzelnen Obstarten werden für jede Art 
die ganz speziellen Anforderungen und die 
Erziehung, der Schnitt, die Pflegemaßnah-
men, Hinweise zu wichtigen Krankheiten 
und Schaderregern sowie zur Sortenwahl 

Der Apfel vorm Fenster
als Spaliergehölz abgehandelt. Bei den vie-
len schönen Anregungen sollte man nicht 
aus den Augen verlieren, dass es gut zehn 
Jahre dauern kann, bevor der erste Apfel 
am eigenen Spalier hängt. In Zeiten knap-
per werdender Flächen die nutzlose Haus-
wand zum Ertragsstandort zu machen ist 
sicher ein wenig Geduld wert. Und schön 
ist es auch noch.

Spalierobst. Gerd Großmann, Wolf-Diet-
mar Wackwitz. 2., erweiterte Aufl. 2005. 
144 S., 72 Farbf., 75 Zeichn., 5 Tab., geb. 
ISBN 978-3-8001-4822-6. € 29,90 

Bestellcoupon
Ich bestelle:

Das Jahrbuch Der kritische Agrarbericht
bitte ankreuzen
Ausgabe ❑ 2008 ❑ 2007 ❑ 2006 ❑ 2005 ❑ 2004 ❑ 2003 ❑ 2001
 19,80 € 10,- € 10,- € 10,- € 10,- € 10,- € 5,- €

.... Expl. Schubkarrenrennen, Stückpreis 11,00 € NEU!!! €

.... Expl. Bewegte Zeiten, Stückpreis 13,90 € €

.... Expl. Der Wollmützenmann, Stückpreis 11,90 € €

.... Expl. Matthias Stührwoldt live, CD, Stückpreis 13,90 € €

.... Expl. Verliebt Trecker fahren, Stückpreis 9,90 € €

.... Kuhpostkarten Teufelsmoor, 10 Postkarten 10,00 € €

weitere Bücherwünsche:

zuzgl. Versandkosten 2,75 €

❑ Ich zahle nach Erhalt der Rechnung

❑ Ich erteile eine Einzugsermächtigung zu Lasten meines Kontos:

Konto-Nr. BLZ Bank

Telefon  ggf. E-Mail

Name  Adresse

Datum  Unterschrift

Bestellung an: ABL-Bauernblatt Verlag-GmbH, Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm, Fax: 02381/492221

Genetische Vielfalt und Ernährung für Kids
Wenn im Mai 2008 in Bonn die 9. UN-Vertragsstaatenkonferenz zur 
Konvention über Biologische Vielfalt stattfindet, wird das in 
Deutschland als „Naturschutzkonferenz“ beworben inklusive Mas-
kottchen Knut. Denken wir bei Artenvielfalt vor allem an Pandabär 
und Wal, verschwindet die große Vielfalt der Nutztierrassen und 
Kulturpflanzensorten in der Landwirtschaft eher unbemerkt. 
Warum diese Vielfalt in der Landwirtschaft für uns Menschen so 
wichtig ist, wie wir von den Pflanzen abhängig sind, woher so ver-
traute Arten wie Tomate, Banane oder Karotte ursprünglich stam-
men und was wir tun können, um die Vielfalt in der Landwirtschaft 
zu erhalten, darüber informiert das neue Lehrmaterial der BUKO 
Agrar Koordination. Das bunte Arbeitsheft mit zahlreichen Abbil-
dungen, Aktionen, Rätseln und Rezepten eignet sich für Kinder im 
Alter von 8 bis 12 Jahren und regt 
zum Nachdenken und Mitmachen 
an. Eltern und Lehrer finden darin 
viele Tipps und Links zu mehr Infor-
mation.

Arbeitsheft „Genetische Vielfalt und 
Ernährung“,
ISBN 978-3-9807654-6-6, DIN A4, 11 
S, 2,50 € (ab 20 Expl. je 2,- €), www.
bukoagrar.de, zu beziehen bei 
BUKO Agrar Koordination, Nernst-
weg 32-34, 22765 Hamburg, Tel: 
040-392526, Fax: -39900629, info@
bukoagrar.de

Saaten & Taten 2008 – im neuen Gewand
Während draußen noch Winter herrscht, wird es Zeit, die kom-
mende Gartensaison zu planen. Ein reichhaltiges Sortiment alter, 
regionaler und auch neuer, unbekannter Gemüse-, Kräuter- und 
Blumensorten bieten Dreschflegel im aktuellen  Katalog – gespickt 
mit Rezepten, Kulturanleitungen, Veranstaltungstipps und Berich-
ten aus der politischen Arbeit des Vereins. Zusätzliche Anregungen 
geben zeichnerische Darstellungen, vermehrt in Farbe. Neuheiten 
tragen vielversprechende Namen wie Hirschzunge, Teufelsohren, 
Ochsenherz... Etliche Sorten sind sogenannte „Erhaltungssorten“, 
die nur zur privaten Verwendung abgegeben werden dürfen. Diese 
alten Kulturpflanzen wird man auf den Märkten vergeblich suchen. 
Man muss sie also selber anbauen. Wer das tun will, sollte sich spu-
ten und bestellen, denn nicht zuletzt aufgrund der schlechten Wit-
terungsverhältnisse in 2007 sind einige Sämereien nur begrenzt lie-
ferbar. Und auch wer geläufigere Sorten bei Dreschflegel bestellt 
unterstützt damit die dezentrale, regional angepasste, biologische 
Sortenentwicklung. we

Saaten & Taten 2008 ist zu beziehen bei: Dreschflegel GbRmbH, 
Postfach 1213, 37202 Witzenhausen, Tel: 05542-502744, Fax: -
502758, mehr Infos und auch online-Bestellung unter:
www.dreschflegel-saatgut.de

Klares Wasser
Neben dem Müll, der in gelben, grünen oder schwarzen Konten 
landen entsteht im Privathaushalt 
immer noch viel Abwasser, das ganz 
unsichtbar entsorgt wird. In dem 
Buch Abwasserreinigung mit Pflan-
zen führt Walter Lack in die ver-
schiedenen Möglichkeiten der 
dezentralen Reinigung von Abwäs-
sern. Von der Komposttoilette bis 
zum Anlegen einer eigenen Kläran-
lage für bis zu 400 Personen. Die 
vielen Praxiserfahrungen werden 
helfen so manchen Fehler zu vermei-
den. Eine konkrete Bauanleitung ist 
das Buch, trotz vieler technischer 
Details, dennoch nicht.

Abwasserreinigung mit Pfalnzen; Walter Lack; Ökobuchverlag; 206 
Seiten; ISBN: 3-936896-24-0; 28,90 €. zu beziehen über den AbL-
Verlag



(Klein) Anzeigen Veranstaltungen

Wie gebe ich eine Kleinanzeige auf?
Private Kleinanzeigen bis zu sieben Zeilen 10,- €, jede weitere angefan-
gene Zeile 1,50 € (gewerbliche 20,- € zzgl. MwSt., jede weitere Zeile 3,- €); 
Chiffregebühr 2,50 €. Anzeigen bis einschließlich 12,50 € nur gegen 
 Vorauszahlung per Scheck oder bar, ansonsten wird ein Zuschlag von 2,75 € 
für die Rechnungsstellung erhoben. Für gestaltete Anzeigen gilt unsere 
Anzeigenpreis liste.  Anzeigenbestellungen und Chiffrezuschriften bitte an: 
„Unabhängige  Bauernstimme“, Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm, 
Fax: 02381-492221, E-Mail: anzeigen@bauernstimme.de,
Anzeigenschluss für Bauernstimme März 2008 ist am 17. Februar 2008.

Hof und Arbeit
� Fränkische Schweiz. Wegen Tod von 
Familienangehörigen wird dringend 
Helferin oder Helfer benötigt. Tätigkeit 
in der Biomilchwirtschaft, beim Wieder-
aufbau eines funktionsfähigen Bioland-
hofs und im Haushalt. Wer fühlt sich 
angesprochen? � 0171-2266330.

� Landwirtschaftlich-technische As-
sistentin, 45 J., sucht Arbeitsstelle in 
einem landwirtschaftlichen Betrieb, 
Weingut oder Institut. PLZ-Raum 67...
Zuschriften unter CHIFFRE BS 08-2-1

Tiermarkt
� Verkaufe laufend beste Arbeits-
pferde in jeder Preisklasse.
Burkhard Schirmeister, Sipplingen, 
� 07551-63609

Gerätschaften
� Verkaufswagen für Fleisch und 
Käse, 4,5 m gekühlte Verkaufstheke 
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DANKE!
Eure vielen Briefe, Karten, Nach-
richten und kleinen Aufmerksam-
keiten haben ganz sicher mit 
dazu beigetragen, dass ich mich 
von meiner schweren Operation 
erholen konnte. Seit Januar bin 
ich wieder an Bord des AbL-
Schiffes tätig. Auf diesem Wege 
möchte ich mich bei allen bedan-
ken … und wir kämpfen gemein-
sam weiter!
Georg Janßen

�
Sächs. Saatguttauschbörse
09. Februar 2008, Meissen
� 035203-37181, www.lebendige-viel-
falt.org.

�
Betriebe ohne Hofnachfolge
09. und 10. Februar 2008
� 07942107-0, www.hohebuch.de. 

�
 Rheinland-Pfalz/Saarland

Nachwachsende Rohstoffe 
und ländliche Entwicklung
10. Februar 2008, Altenkirchen
Gemeinsame Tagung mit BAG ejl, 
und Verband der Landwirte und 
Winzer im Nebenberuf – Bauern-
bund (VLN) zu regionalen Pro-
jekten und zum neuen Programm 
für ländliche Entwicklung in 
Rheinland-Pfalz.
� 02681-9516-46, Leibrock@lja.de

�
Höfe übergeben/-nehmen
22. bis 24. Februar 2008
Altenkirchen, � 02681 951617,
Fax: -70206, leibrock@bagejl.de

�
Ein schönes Erbe... 
01. und 02. März 2008,
Obermühle/Waldenburg
Heike Fritzsche, � 07942- 94 43 35, 
www.familieundhof.de

�
 AgrarBündnis-Workshop

EU-Label
04. März 2008, Kassel
Chance für die Regionalvermark-
tung?
Kasseler Institut für ländliche Entwick-
lung, Anke Schekahn, schekahn@kasse-
ler-institut.org, � 0561 70165941

�
Öko-Vermarktung in MV
06. März 2008, Güstrow
5. Wintertagung des Agrarbünd-
nisses Mecklenburg-Vorpommern.
http://vorort.bund.net/mv/agrbuendnis/
them_agrar.htm, � 0385-565470

�
Lernprozesse
07. bis 09. März 2008, Gut Ho-
henberg, Queichhambach
Projekte für Kinder
BAG ejl, Claudia Leibrock, � 02681-
951646, Fax:-70206, www.bagejl.de

�
 Niedersachsen

Nach der Wahl
09. März 2008, Verden/Aller
Frühjahrstagung
andi.backfisch@gmx.de, Tel.: 05508-
999989

Dialog zwischen

Montag, den 3. März, in Rendsburg
19:00 bis 21:00 im Diakonischen Werk, Kanalufer 48
Fairer Handel mit Milch? Auf dem Podium: Henry Njakoi
(Kamerun), Werner Schwarzer (DBV Schl.-Holstein, angfr.),
Joachim Schoof (BDM), AbL-Milchbauer Bernd Voß

Nord und Süd

Montag, den 3. März, in Göttingen
20:00 bis 22:00, St.Johanniskirche, Am Johanniskirchhof 2
Fairer Handel mit Milch? Auf dem Podium: Minister Hans-
Heinrich Ehlen, Vincente Puhl (Brasilien), Romuald Scha-
ber (BDM), Friedrich-Wilhelm Graefe zu Baringdorf (AbL)

Donnerstag, den 6. März, in Berlin
11:30 bis 17:45 Uhr im Haus der Kulturen der Welt,
John-Fosters-Dulles-Allee 10

(bitte anmelden: Ernaehrung@brot-fuer-die-welt.de)
Internationale Tagung:
Europäische Agrarpolitik fair gestalten
Am Nachmittag diskutieren Bundesentwicklungsministerin
Heidemarie Wieczorek-Zeul (angfr.), Michael Erhard von
der EU-Kommission, Philip Ombidi aus Kenia, Brot für die
Welt-Direktorin Cornelia Füllkrug-Weitzel und AbL-Vorsit-
zender Friedrich-Wilhelm Graefe zu Barindorf

Mehr Infos in der AbL-Bundesgeschäftsstelle:
02381-9053172 u. thomsen@abl-ev.de

Bahnhofstraße 128, 59199 Bönen, Tel: 02383 - 30 31
Fax: - 5 07 00, E-Mail: post@korspeter-und-kollegen.de

Hans Korspeter

Tätigkeitsschwerpunkte auch Erbrecht und Höferecht

Mitglied Arbeitsgemeinschaft Erbrecht 
Mitglied Deutsche Gesellschaft für Agrarrecht

Rechtsanwalt und Notar

und Vorratskühlschränke, Peugeot Bo-
xer, 75 tkm, gut gewartet und ge-
pflegt, türkisfarben und auffällig, Preis 
je nach Zubehör ab 17.000 €. Fortfüh-
rung des Geschäfts am Marktstandort 
Bielefeld wegen Übernahme des Bio-
Kundenstammes empfehlenswert, Ver-
handlungssache. � 0521-4179043.

� Melkstand, 1 x 3 Hand-Tandem mit 
3 Happel-Melkzeugen zu verkaufen. 
10 Monate benutzt. Preis Vb. � 02505-
3361

Persönliches
� Naturverbundener Junglandwirt, 
30 J. 1,80 m bodenständig, treu, zuver-
lässig, NR, sehnt sich nach einer länd-
lich gesinnten und häuslichen Partne-
rin im passenden Alter für den Aufbau 
einer gemeinsamen Zukunft auf Bio-
Hof. Vorzugsweise nord/östl. BaWü. 
BmB. Zuschriften unter CHIFFRE BS 08-
2-2

NRW - Informationsstelle
gentechnikfreie Landwirtschaft

Agro-Gentechnik aus Sicht der

Dienstag, den 12. Februar 2008

Bertram Brökelmann, Ölmühle Brökelmann in Hamm
Franz Möllers, Stirper Mühle in Erwitte-Stirpe
Rainer Pott, Pott`s Brauerei in Oelde

19.00 bis 22.00 Uhr im Foyer der Stadthalle Werl / Westf.
Referenten und Podium:

Friedrich Ostendorff, stellvertr. BUND-Landesvorsitzender
und AbL-Landesvorstandsmitglied in NRW

Ein Projekt der AbL NRW e.V., Bahnhofstr. 31
59065 Hamm, schochow@abl-ev.de, Tel: 02381-90553170

lebensmittelverarbeitenden Industrie

Fachtagung

Montag, den 18. Februar 2008

10.00 bis 16.15 Uhr im Gasthof Ober in Obing
(an der B 304 zwischen Wasserburg und Altenmarkt)

Milch und Fleisch aus Gras und Klee
statt Mais und Soja

Regionalgruppe Chiemgau-Inn-Salzach
und Landesverband Bayern
in Kooperation mit der Klima-Werkstatt
der Technischen Universität München

Teilnahmegebühr: 25,- Euro, darin enthalten sind
Tagungsunterlagen und Verpflegung

Anmeldung: AbL-Geschäftsstelle: Reit 17, 84508 Burg-
kirchen, Fax: 08679-9130145, remmelberger@t-online.de

Eifel e.V.   Landesverband

ab 20.00 Uhr im Gasthaus Breit in Wittlich
an der L 141 Tel. 06571-5605

Freitag, den 29. Februar 2008
Mitgliederversammlung

Kontakt: abl.lv-rlp@web.de, Tel: 06558-8621, Fax: 900128,
www.abl-rlp-saar.de

Rheinland-Pfalz / Saarland

„Klimawandel und Landwirtschaft“
Gastvortrag durch Professor Werner Büchner,

Landwirtschaftskammer Bonn, anschließend Diskussion
Grußwort der geladenen Gäste (NEL, FLB Lux)

Jahresausblick 2008/2009 durch den
Landesgeschäftsführer Dipl. Ing. Norbert Worm

Baden Württemberg

Sonntag, den 09. März 2008
Mitgliederversammlung 2008

„Gentechnik - alles was Recht ist“
ab 13.30 Uhr: Vortrag und Diskussion

Welche rechtlichen Möglichkeiten haben Bauern und
Verbraucher, sich gegen die Agrogentechnik zu wehren?

Dr. jur. Christof Palme, Institut für Naturschutz
und Naturschutzrecht Tübingen

Kontakt: Bärbel Endraß, Tel. 07528-7840

10.30 bis 16.00 Uhr im Gasthof Bären
in Pforzheim-Eutingen, Tel. 07231-51355
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Schleswig-Holstein
Wilster: Bernd Voß, Tel.: 0 48 23/8505, Fax: 04823/75330
Sörup: Hinrich Lorenzen, Tel.: 04635/2141, Fax: 04635/2114
Plön: Matthias Stührwoldt, Tel.: 04326/679, Fax: 04326/289147
Flensburg: Heiner Iversen, Tel.: 04631/7424, Fax: 04631/3852

Niedersachsen
Landesverband: Martin Schulz, Kosakenweg 29, 29476 Quickborn,
Tel.: 05865/988360, Fax: 05865/988361
Heide-Weser: Karl-Heinz Rengstorf, Tel.: 04233/669, Fax: 04233/217774
Elbe-Weser: Ada Fischer, Tel.: 04723/3201, Fax: 04723/2118
Wendland-Ostheide: Horst Seide, Tel.: 05865/1247
Südnieders.: Andreas Backfisch, Tel: 05508/999989, Fax: 05508/999245

Mecklenburg Vorpommern/Brandenburg
Mecklenburg: Jörg Gerke, Tel.: 038453/20400; Franz Joachim Bienstein, 
Tel.: 03841/791273; Helmut Peters, Tel.: 038454/20215
Vorpommern: Albert Wittneben, Tel.: 039604/26859
Brandenburg: Erich Degreif, Tel.: 033204/35648; Bernd Hüsgen,
Tel.: 033704/66161

Nordrhein-Westfalen
Landesverband: Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm,
Tel.: 02381/9053170, Fax: 02381/492221
Gütersloh: Erika Kattenstroth, Tel.: 05241/57069
Tecklenburger Land: Martin Steinmann, Tel.: 05404/5264
Herford: Friedel Gieseler; Tel.: 05221/62575
Köln/Bonn: Bernd Schmitz, Tel.: 02248/4761

Hessen
Ortenberg: Helmut Keller, Tel.: 06401/50754, amkloster@t-online.de;
Ebsdorfergrund: Reiner Claar, Tel.: 06424/2719, biohof-claar@freenet.de; 
Mühltal: Martin Trieschmann, Tel.: 06151/145480, 
m.trieschmann@t-online.de; 
Breitenbach a. H.: Sabine Kamlage, Tel.: 06675/312, k.s.vetter@t-online.de; 
Knüllwald-Red.: Karl Hellwig, Tel.: 05681/938528, k.hellwig@web.de; 
Homberg-Mü: Dietmar Groß, Tel.: 05681/2607, gross2607@aol.com

Rheinland-Pfalz und Saarland
Landesverband: Ralf Wey, Maifeldstr. 15, 56332 Moselsürsch, 
Tel.: 02605/952730, Fax: 02605/952732, Ralf.Wey@abl-rlp-saar.de; 
Hans-Joachim Jansson, Tel.: 02626/8613, Fax: 02626/900218,
www.abl-rlp-saar.de

Baden-Württemberg
Landesverband: Josef Bopp, Ulmer Straße 20, 88416 Ochsenhausen,
Tel.: 07352/8928, Fax: 07352/941422
Nordschwarzwald: Georg Bohnet, Tel.: 07443/3990; 
Nord-Württemberg: Ulrike Hasemeier-Reimer, Tel.: 07971/8584
Bodensee: Anneliese Schmeh, Tel.: 07553/7529, Fax: 07553/828278
Allgäu: Bärbel Endraß, Tel.: 07528/7840, Fax: 07528/927590

Bayern
Landesverband: Andreas Remmelberger, Reit 17, 84508 Burgkirchen/Alz, 
Tel.: 08679/6474, Fax: 08679/9130145, E-Mail: Abl-Bayern@web.de; 
www.abl-bayern.info
Regionalgruppe Pfaffenwinkel: Wolfgang Taffertshofer, Tel.: 08847/804, 
Regionalgruppe Chiemgau-Inn Salzach: Andreas Remmelberger,
Tel.: 08679/6474, Fax: 08679/9130145, Ute Gasteiger, Tel.: 08039/1635
Landshut-Vilstal: Josef Schmidt, Tel.: 08742/8039
Franken: Gabriel Deinhardt, Tel.: 09194/8480

Sachsen/Thüringen
Landesverband: Jörg Klemm, Trassenweg 25, 09638 Lichtenberg,
Tel.: 037323/50129, Fax: 037323/15864

Landeskontakte

Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V.

Bundesgeschäftstelle:
Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm, Tel.: 02381/9053171, Fax: 02381/492221,
E-Mail: info@abl-ev.de 
Bankverbindung: KSK Wiedenbrück BLZ 47853520 Kto: 2017838
Bundesgeschäftsführer: Georg Janßen, c/o Gewerkschaftshaus, Heiliggeiststraße 28,
21335 Lüneburg, Tel.: 04131/407757, Fax: 04131/407758

Interessengemeinschaft gegen die Nachbaugesetze und Nachbaugebühren:
Adi Lambke, Tel.: 05864/233;  Anneliese Schmeh, Tel.: 07553/7529

Interessengemeinschaft Boden: 
Mecklenburg: Franz-Joachim Bienstein, Tel./Fax: 03841/791273; Brandenburg: Bernd Hüsgen,
Tel.: 033704/66161, Fax: 033704/66162

Netzwerk gentechnikfreie Land- und Lebensmittelwirtschaft: 
c/o Gewerkschaftshaus, Heiliggeiststraße 28, 21335 Lüneburg,
Tel.: 04131/400720, Fax: 04131/407758, E-Mail: gentechnikfreie-regionen@abl-ev.de

Bundeskontakte

Mitgliedsantrag

Ich möchte Mitglied in der AbL werden und (Zutreffendes bitte ankreuzen)

❑ Ich zahle den regulären Mitgliedsbeitrag von 89,00 €
❑ Wir bezahlen den Mitgliedsbeitrag für Ehepaare und Hofgemeinschaften von 124,00 €
❑ Ich bin bereit, als Fördermitglied einen höheren Beitrag von __________€ zu zahlen
❑ Als Kleinbauer, Student, Renter, Arbeitsloser zahle ich einen Mitgliedsbeitrag von 34,00 € 
❑ Ich beantrage als Unterstützer/in einen Mitgliedsbeitrag von 59,00 €
❑ Ich abonniere die Unabhängige Bauernstimme (bitte Coupon Rückseite ausfüllen)
Der Mitgliedsbeitrag erhöht sich jährlich um einen Euro!

Name, Vorname

Straße

PLZ, Wohnort

Telefon/Fax E-Mail

Zahlungsweise des Mitgliedsbeitrags:
❑ Nach Erhalt der Rechnung
❑ Ich erteile Ihnen eine Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich Sie widerruflich, den von mir zu entrichtenden 
 Beitrag bei  Fälligkeit zu Lasten meines Kontos einzuziehen.

Konto-Nr.:

BLZ:

Bank:
Die Mitgliedschaft verlängert sich automatisch um ein weiteres Jahr, wenn 
nicht  spätestens 14 Tage vor Ablauf gekündigt wird. Ich bin damit einver-
standen, dass die Deutsche Bundespost im Falle einer Adressänderung die 
neue Adresse an die AbL weiterleitet.

Datum Unterschrift

Milchtagung 2008
3. März 2008, 9.30 bis 16.00 Uhr

Landvolkshochschule Hardehausen (bei Warburg in Westf.)

Milchmarkt – was ist passiert?
Ulrich Jasper, stellv. AbL-Geschäftsführer

Mengenregulierung durch die Bauern 
– was braucht es dafür, wie geht das konkret?
Hans Foldenauer, Geschäftsführer Milch Board, Mitgründer BDM

Vollkostenrechnungen für die Milcherzeugung in Europa
Prof. Dr. Onno Poppinga, Dipl.-Ing. Michael Wohlgemuth, 
Universität Kassel

Fütterung ohne Gentechnik
Josef Feilmeier, Futtermittel-Händler

Blauzungenkrankheit und die Folgen für die Rinderhaltung
NN, Veterinär

Anmeldung: KLJB , Tel.: 02224-9465-21, u.ackermann@kljb.org



: bestes vom Bauern
 Zutreffendes bitte ankreuzen:
❑  Ich möchte die BAUERNSTIMME abonnieren (36,– € im Jahr). In begründeten Fällen kann 

auf jährlichen Antrag für Kleinbauern, -bäuerinnen, Arbeitslose, SchülerInnen und Stu-
dentInnen der Abo-Preis auf 26,– € gesenkt werden.

❑ Ich abonniere die BAUERNSTIMME zum Förderpreis von 60,– € im Jahr.

❑  Ich möchte die BAUERNSTIMME zum Jubiläumspreis von 15,– € bzw. 30,– €

für ❑ 6 oder ❑ 12 Monate verschenken.

❑  Ich abonniere die BAUERNSTIMME zum einmaligen Schnupperpreis von 6,– € für drei 
Ausgaben (nur gegen Vorkasse: Bar, Scheck, Briefmarken).

 Zustelladresse Bei Geschenkabos Adresse des Auftraggebers

 Name, Vorname Name, Vorname

 Straße Straße

 PLZ, Ort PLZ, Ort

 evtl. Telefon für Rückfragen evtl. Telefon für Rückfragen

02/2008

 Zahlungsweise des Zeitungsabos:

❑  Nach Erhalt der Rechnung

❑ Mit beiliegendem Scheck

❑  Ich erteile Ihnen eine Einzugsermächtigung.

  Hiermit ermächtige ich Sie widerruflich, den von mir zu entrichtenden Betrag bei Fälligkeit zu Lasten meines 
Kontos einzuziehen.

 Konto-Nr. BLZ Bank

  Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr (außer bei Geschenkabos), wenn es nicht spätestens vier Wo chen 
vor Ende des Abozeitraums gekündigt wird.

  Ich bin damit einverstanden, dass die Deutsche Post AG im Falle einer Adressänderung die neue Adresse an die 
Abo-Verwaltung weiterleitet.

  Widerrufsrecht: Ich weiß, dass ich meine Bestellung innerhalb einer Woche ohne Angabe von Gründen 
 schriftlich beim ABL-Verlag widerrufen kann.

 Unterschrift der Abonnentin / des Abonnnenten Datum Beruf
 (bei Geschenkabo Unterschrift des Auftraggebers)

  Bitte senden Sie die Bestellung an: Bauernstimme, Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm
  oder Fax 02381 / 492221

Deutsche Post AG Postvertriebsstück K 12858
AbL Bauernblatt Verlags GmbH
Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm

Schokoküsse – außen diese hoch glänzende, eben-
mäßig glatte, aber auch nur sehr dünne Schicht 

aus Schokolade, unter der sich ein zäher, klebriger 
Schaum verbirgt. Und unten schließlich die Waffel, 
geerdet, geschmacksneutral und pappig. Schokoküsse 
heißen auch Schokoküsse, weil der vorher übliche 
Name nicht mehr ging. So wie bei der CMA. Da geht 
der Name auch nicht mehr, allein das affige C für 
„Centrale“ sieht total nach „wollte immer schon, 
konnte noch nie“ aus. Und „Marketinggesellschaft“ 
ist irgendwie auch aus der Mode gekommen, klingt 
nach breiten Schlipsen und 70er Jahren. Von „deut-
scher Agrarwirtschaft“ gar nicht zu reden. Aber 
während die Schokoküsse nur aus political correc-
tness ihren Namen, nicht aber ihr an sich leckeres 
Konzept ändern mussten, ist das der CMA eigent-
lich auch im Eimer. So als würde dem Schokokuss 
die stabilisierende Waffel den Dienst quittieren, 
verweigern nach wie vor die Molkereien und da-
mit die Milchbauern die Leistung der Zwangsab-
gabe zur Finanzierung des Schaums und der 
Schokohülle. Zwar zahlt die Fleischbranche wie-
der, aber schließlich steht ja auch noch die Ant-
wort des Bundesverfassungsgerichts zur Klage 
gegen das der CMA zugrunde liegende Absatz-
fondsgesetz aus. Justitias Hammer könnte 
Schoko und Schaum ganz schön flach klopfen. 
Zeit für einen Neuanfang also. Die Chefs Mar-
kus Kraus (Geschäftführer, saß da nicht gerade 
noch ein anderer?) und Werner Hilse (Aufsichts-
ratsvorsitz, wo sitzt der eigentlich nicht?) stellten 
auf der Grünen Woche den Neuanfang vor. Sehr 
revolutionär, kein schlüpfriger Schaum mehr durch 
branchenfremde Agenturen, die bei der Zielgruppen-

analyse versagen, sondern solide Masse von innen 
heraus. Man will mehr Kampagnen selber machen. 
(Hofft vielleicht auf weniger Geschmacklosigkeit.) 
Prompt spottet nun die Werbewirtschaft über die Be-
mühungen des einstigen Auftraggebers, sich zu erneu-
ern. 
Ansonsten will man mehr die regionale Herkunft des 
europäischen Deutschland betonen. Damit „die Bei-
trags- zahler wieder 

gerne ihre 

Beiträge zahlen“ (Kraus). Und „die Bauern als Unter-
nehmer fit machen“ (auch Kraus). Das wirkt beson-
ders vertrauenserweckend, wenn es ein fragiler Scho-
kokuss sagt, der seinen eigenen Laden gerade mit ei-
ner zweifelhaften Frischzellenkur vor dem finalen Biss 
retten will. Davon kann auch die Suche nach dem 
neuen Namen, die übrigens mit einer Initiative von 
der Basis tatkräftig unterstützt wird, nicht ablenken 
(auf www.absatzfonds-abschaffen.de kann man noch 
bis zum 24. März 2008 Vorschläge einreichen, die 
sich dann in Gesellschaft von Beispielen wie KDW: 
Kompetenzzentrum für deutsche Werbung, LMAA: 
Landwirtschaftliche Marketing Agentur für dt. Agrar-
produkte, DBV: Durch Bauern verdienen, SED: Super 
Essen aus Deutschland, befinden) 
Neuer Name, Neues Logo, Neuer Spruch „Neuaus-
richtung“ – stand auf einem Teil der Pressemappen, 

die bei der Grünen Woche verteilt wurden. Auf 
denen, auf dem Stapel daneben, stand nichts – 

der Inhalt der Mappen war allerdings der 
Gleiche. 
Und wie geht es nun weiter? Beim Schoko-
kuss muss man einfach die Waffel unten 
abnehmen, dann bleibt noch der weniger 
schwer verdauliche Schaum mit der Scho-
kolade, den man dann in eins in den Mund 
steckt. Auf der Zunge fällt der weiße Fluff 
ganz schnell zusammen und die Schokolade 
schmilzt unter Glanzverlust weg. Einmal 
schlucken, das war‘s. Bisschen gehaltlos, 

aber schön süß, der GesCMAck.

cs

Beiss rein!


